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 Anlass und Ausgangslage 

 

 Ziele und Inhalte des Bebauungsplans, Bebauungsplanverfahren 

Der Wohnungsmarkt in Villingen-Schwenningen ist derzeit sehr angespannt. Dies 

führt zu Wohnungsknappheit, steigenden Mieten und steigenden Immobilienpreisen.  

Der Anstieg der Bevölkerung und die Veränderung der Altersstruktur (Stichwort: 

demografischer Wandel) führen künftig zu unterschiedlichen Wohnraumansprüchen. 

Für die Stadt Villingen-Schwenningen wurde ein gesamtstädtischer 

Wohnungsneubedarf bis zum Jahr 2020 von rund 4.300 Wohneinheiten und vom 

Jahr 2021 bis 2030 von rund 2.300 Wohneinheiten geschätzt.  

 

Engpässe in der Wohnraumversorgung sind auch im Stadtbezirk Herzogenweiler zu 

beobachten. Die vorhandenen Bauflächen in Herzogenweiler sind weitestgehend 

ausgeschöpft. Zur Deckung des bestehenden Bedarfes an Wohnbauflächen hat der 

Technische Ausschuss am 11.11.2025 die Aufstellung des Bebauungsplanes "Die 

oberen Äcker" beschlossen.  

 

Ziel und Zweck der Planung ist daher die Schaffung der planungsrechtlichen 

Voraussetzungen zur Entwicklung eines ortstypischen Wohngebiets. Dieses soll den 

Wohnbaulandbedarf für die nächsten Jahre decken.  

 

 Lage im Raum und aktuelle Nutzung 

Das Plangebiet befindet sich am südöstlichen Ortsrand von Herzogenweiler und 

weist eine Fläche von ca. 0,94 ha auf. Im Norden und Westen grenzt direkt 

Wohnbebauung ans Plangebiet. Östlich und südlich befinden sich landwirtschaftliche 

Nutzflächen, südlich und westlich dahinter befindet sich Wald. Der Geltungsbereich 

umfasst einen Teilbereich des Flurstücks 72.  

 

 
Abbildung 1: Ausschnitt aus dem FNP 2009 für den Stadtbezirk Herzogenweiler.  
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 Art des Vorhabens und Festsetzungen 

Der Bebauungsplan setzt ein allgemeines Wohngebiet, Verkehrsflächen (Straße und 

Wege), Grünflächen fest (siehe Planentwurf in Abbildung 2).  

 

 Umfang des Vorhabens 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst 0,94 ha mit folgender Verteilung: 

 
Tabelle 1: Flächengrößen 

Nutzung der Fläche Flächengröße 

Wohnbaufläche: 7.716 m² 

davon überbaubare Fläche (GRZ: 0,4): (3.086,4 m²)* 

Trafo Fläche 19 m² 

Straßen Verkehrsfläche 1.556 m² 

Grünfläche 90 m² 

 

Gesamtfläche 9.381 m² 

*Teil der Wohnbaufläche, fließt daher nicht in Summe ein 

 

 
Abbildung 2: Plangebiet "Die oberen Äcker," in VS-Herzogenweiler, Stand vom 04.02.2026. 

 

 Naturräumliche Eingliederung 

Das Plangebiet liegt auf einer Höhe von ca. 870 m. ü. NN. Geologisch ist das Gebiet 

der podsoligen Braunerde aus sandsteinreichen Fließerden zuzuordnen (LGRB, 

2025). Naturräumlich liegt Herzogenweiler im "Südöstlicher Schwarzwald", im Bereich 

des Schwarzwald (LUBW 2022). Herzogenweiler ist ländlich geprägt. Bedingt durch 

seine naturräumlichen Gegebenheiten ist der Außenlandschaftsbereich von 

Herzogenweiler ökologisch wertvoll.  
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 Geschützte Bereiche 

Das Plangebiet und dessen Umgebung sind geprägt durch mehrere geschützte 

Gebiete welche im Folgenden aufgelistet werden.  

 

 Vogelschutzgebiet 

Etwa 100 Meter östlich des Bebauungsplangebietes liegt das Vogelschutzgebiet Nr.: 

7915441 "Mittlerer Schwarzwald".  

 

 Geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG bzw. §33 NatSchG) 

Innerhalb des Plangebiets liegen keine geschützten Biotope.  

Nördlich von Herzogenweiler, entlang der K5734 liegen die Biotope "Nasswiesen NW 

Herzogenweiler (südlich K 5734)" (Biotop-Nr.: 179163260810) und "Nasswiese N 

Herzogenweiler (nördlich K 5734)" (Biotop-Nr.: 179163260811).  

Östlich etwa 500 Meter vom Plangebiet liegt das Biotop "Hochbrandbächle E 

Herzogenweiler" (Biotop-Nr.: 179163265169).  

Diese Biotope gelten laut der Biotopverbundkarte der LUBW als verbindende 

Elemente innerhalb eines Korridors aus zahlreichen Biotopen der feuchten Standorte.  

 

 Wasserschutzgebiet 

Das Plangebiet liegt im fachtechnisch abgegrenzten Wasserschutzgebiet "WSG TB 

Birkenwiesen/Kapfwald".  

 

 Übergeordnete Gesetze und Fachplanungen und ihre Berücksichtigung 

Für das anstehende Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes ist die 

Eingriffsregelung des § 18 BNatSchG (i.d.F. vom 08.12.2022) in Verbindung mit § 1a 

Abs. 3 BauGB (i.d.F. vom 20.12.2023) zu beachten.  

Gemäß der Raumnutzungskarte aus dem REGIONALPLAN SCHWARZWALD-BAAR-

HEUBERG (2003) ist das Vorhabengebiet zum aktuellen Zeitpunkt als Schutzbedürftige 

Bereiche für Bodenerhaltung und Landwirtschaft "Vorrangflur" ausgewiesen. Die 

Flurbilanz 2022 konkretisiert diese Einstufung als Vorrangfläche 2 mit mittlerer bis 

geringer Gesamtwertung.  
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 Gesetzlicher Rahmen der Umweltprüfung 

 

 Gesetzlicher Rahmen des Umweltberichts 

Gemäß der §§ 1 Abs. 6 Nr. 7, 1a, 2 Abs. 4, 2a, 4c, 5 Abs. 5, sowie der Anlage zu den 

§§ 2 Abs. 4 und 2a BauGB ist eine Umweltprüfung ein obligatorischer Teil bei der 

Aufstellung von Bebauungsplänen. Sie bildet einen gesonderten Teil der Begründung 

zum Bebauungsplan. Die Bestandteile des Umweltberichts sind vorgegeben und in 

Anlage 1 des BauGB definiert.  

Zur Dokumentation der Umweltprüfung erstellt der Vorhabenträger einen 

Umweltbericht, der alle umweltrelevanten Belange zusammenfasst und den 

Behörden zur Stellungnahme vorgelegt wird.  

In welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Belange des Umweltschutzes 

berücksichtigt werden, liegt gemäß § 2 Abs. 4 S. 2f BauGB in der Verantwortung der 

Kommune.  

 

 Inhalte des Umweltberichts 

Gemäß Punkt 2 der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a des BauGB umfasst der 

Umweltbericht unter anderem eine Beschreibung und Bewertung der Umwelt und 

deren Bestandteile. Auf die Bestandsbeschreibung und -bewertung baut die 

Beschreibung der mit der Umsetzung der Planung durch den Bebauungsplan 'Die 

oberen Äcker' verbundenen Veränderung des Umweltzustandes auf.  

Der Umweltbericht ist Grundlage für die Ableitung von Maßnahmen zur Vermeidung, 

Verringerung und zum Ausgleich. Bei der Beschreibung der Auswirkungen wird 

unterschieden in "unerhebliche" und "erhebliche" Auswirkungen. Die dargestellte 

Bewertung der Biotoptypen über die Zuordnung zu Werteinheiten und eine 

Verrechnung von Werteinheiten und Flächengröße zu Werteinheiten erfolgt nach 

dem für den Schwarzwald-Baar-Kreis entwickelten, angepassten und angewandten 

Verfahren ('Schwarzwald-Baar-Modell' - BRONNER et al., 2006; letzte Überarbeitung 

2017 durch das Büro Faktorgrün).  

Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit wurde der Umweltbericht durch das Personal der 

Abteilung Planung des Stadtplanungsamtes Villingen-Schwenningen verfasst.  
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 Bestandsaufnahme, Beschreibung und Bewertung der 

Umweltauswirkungen 

 

 Einleitung und Abschichtung der zu untersuchenden Auswirkungen 

Bedingt durch dessen Nähe zu Schutzgebieten, weist das Vorhabengebiet eine 

mittlere ökologische Bedeutung für Tiere und Pflanzen auf (siehe 1.4). Mit der 

Überbauung von Grün- und Ackerland durch die Erschließung eines Wohngebietes 

nehmen insbesondere die Schutzgüter "Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt und 

Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung", "Fläche" und "Boden" gegenüber den 

anderen Umweltbelangen in der vorliegenden Umweltprüfung eine hohe Gewichtung 

ein.  

Die Auswirkungen des Eingriffs auf die Schutzgüter zwischen den einzelnen 

Projektphasen (Bau, Anlage und Betrieb) werden differenziert betrachtet und 

bewertet. Mit der Erschließung eines Wohngebietes, werden hauptsächlich 

dauerhafte Beeinträchtigungen der oben genannten Schutzgüter verursacht. 

Baubedingte Beeinträchtigungen sind beim genannten Vorhaben zeitlich begrenzt 

und daher von geringerer Relevanz, insbesondere für die oben genannten 

Schutzgüter.  

 

 Schutzgut Mensch, menschliche Gesundheit, Bevölkerung 

Für den Menschen sind im Zusammenhang mit der geplanten Baumaßnahme 

Auswirkungen durch Immissionen und Veränderungen des Landschaftsbildes, auf die 

Gesundheit und die Erholungsfunktion der Landschaft von Bedeutung.  

 

 Bestand und Bewertungen, Vorbelastungen 

Das Plangebiet ist gekennzeichnet durch den Übergang zwischen dem 

Siedlungsbereich von Herzogenweiler und dem Außenlandschaftsbereich. Die Fläche 

hat eine geringe Bedeutung für die Naherholung und wird höchstens für die 

Feierabenderholung genutzt.  

 

 Auswirkungen durch das Vorhaben 

Durch die Überbauung des Plangebietes sind keine erheblichen Auswirkungen auf 

das Schutzgut "Mensch, menschliche Gesundheit und Bevölkerung" zu erwarten. Es 

können lediglich baubedingte Beeinträchtigungen im Zuge der Bauarbeiten durch 

Staub und Lärm entstehen. Durch den Bau von Wohnflächen wirkt sich das Vorhaben 

insgesamt positiv auf dieses Schutzgut aus.  

 

 Schutzgut Fläche 

§ 1a Abs. 2 BauGB gibt vor, dass mit Grund und Boden sparsam und schonend 

umzugehen ist. Durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und 

andere Maßnahmen zur Innenentwicklung, ist die zusätzliche Inanspruchnahme von 

Flächen für bauliche Nutzungen zu verringern. Die Notwendigkeit der Umwandlung 

landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen ist zu begründen. Der 

Flächenverbrauch ist auf ein geringstmögliches Maß zu reduzieren. Das Gebot der 

Vermeidung und Minimierung des Flächenverbrauchs ist auf der Ebene der privaten 

Baugrundstücke gesetzlich verankert: Gemäß § 9 Abs. (1) LBO sind die nicht 

überbauten Flächen der bebauten Grundstücke zu begrünen.  
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 Bestand und Bewertungen, Vorbelastungen 

Das Plangebiet liegt in einem Unzerschnittenen Raum der Größenordnung 

>16 - 25 km², die viert kleinste von elf Ordnungsgrößen und besteht aus den 

folgenden Flächenkategorien: 

 
Flächenkategorie Bedeutung / Wertigkeit 

Fettwiese Hoch 

Ruderalvegetation Mittlere 

Grasweg Gering 

 

 
Abbildung 3: Bestandsflächen im Plangebiet 

 

 Auswirkungen durch das Vorhaben 

Die Fläche ist Größtenteils als Grünland landwirtschaftlich genutzt.  

Durch den Bebauungsplan mit der festgesetzten GRZ von 0,4 werden mindestens 

3.086 m² der Wohnbau-Flächen versiegelt, hinzu kommt noch etwa 1556 m² die 

durch die Verkehrsflächen versiegelt werden.  
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 Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich 

Die Auswirkungen auf das Schutzgut "Fläche" werden durch die mittlere 

Bebauungsdichte (GRZ = 0,4) etwas reduziert. Dachflächen der Hauptanlagen sind 

bei Ausführung als Flachdach bis 10° Neigung auf der gesamten Dachfläche extensiv 

zu begrünen (Substratstärke mindestens 10 cm). Die gleiche Festsetzung gilt für die 

Dachflächen von Garagen und Carports, sofern sie nicht als Terrassen genutzt 

werden. Durch eine Gestaltung der Parkflächen in versickerungsfähiger Bauweise 

lässt sich die Inanspruchnahme des Schutzguts "Fläche" weiter einschränken. Die 

nicht überbauten Flächen der privaten Baugrundstücke sind mit einheimischen, 

standort- und klimagerechten Gehölzen, Stauden und Gras- und Blühmischungen 

(siehe Pflanzliste) gärtnerisch anzulegen.  

 

 Ergebnis 

Unter der Voraussetzung, dass die unter 3.3.3 genannten Maßnahmen umgesetzt 

werden, werden die Auswirkungen des Bauvorhabens auf das Schutzgut "Fläche" auf 

einem vertretbaren Maß gehalten.  

 

Von den oben dargestellten Vorgaben können keine Befreiungen erteilt werden, da 

sonst die Auswirkungen des Eingriffs auf das Schutzgut "Fläche" nicht ausgeglichen 

werden können.  

 

 Schutzgut Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt, sowie Gebiete von 

gemeinschaftlicher Bedeutung 

Laut BNatSchG sind biologische Vielfalt, Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 

Naturhaushalts einschließlich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen 

Nutzungsfähigkeit der Naturgüter dauerhaft zu sichern. Gemäß § 21 des BNatSchG 

ist der Biotopverbund durch geeignete Maßnahmen rechtlich zu sichern, um ihn 

dauerhaft zu gewährleisten.  

 

 Bestand und Bewertungen, Vorbelastungen 

Grundlage für die Bewertung des Schutzgutes "Tiere, Pflanzen und biologische 

Vielfalt […]" ist die vorliegenden Biotoptypenkartierung, Brutvogelkartierung, 

Habitatpotentialanalyse und Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung. Das Gebiet 

wurde im Jahr 2025 vom Burkhard Sandler Landschaftsarchitekten Partnerschaft 

artenschutzrechtlich untersucht.  

 

Pflanzen und Biotope: 

Im Umfeld des Plangebietes kommen die unter 1.4.2 beschriebenen Biotope vor. 

Das Büro Burkhard Sandler Landschaftsarchitekten Partnerschaft hat die 

vorkommende Biotoptypen kartiert und fasst die Lebensraumfunktion 

folgendermaßen zusammen: 

" Die Lebensraumfunktionen des Gebietes beschränken sich hauptsächlich auf 

Nahrungshabitat, im Falle von Bodenbrütern auch als Bruthabitat (Feldlerche). 

Hochwertigere Habitate wie Gehölzbestände sind nicht vorhanden."  

 

Tiere:  

Aufgrund der Standortvoraussetzungen und der erfassten Habitatpotentiale wurden 

vertiefende Untersuchungen auf das Vorkommen von Vögeln und Eidechsen 

durchgeführt.  
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Im Rahmen der Brutvogelkartierung (2025) wurde die Bedeutung des Plangebietes 

und dessen unmittelbaren Umgebung als geeignete Lebensstätte, die als solche 

nachweislich von einigen Vogelarten genutzt werden, nachgewiesen. Es wurden 

keine Eidechsen im Gebiet gefunden. Bei der Feldlerche (Alauda arvensis) besteht 

ein Reviernachweis 160 Meter östlich des Plangebietes.  

 

 Auswirkungen durch das Vorhaben 

 

Eidechsen:  

Eine Betroffenheit von Eidechsen wurde aufgrund der fehlenden Individuen-Funde 

ausgeschlossen.  

 

Vögel:  

Innerhalb des Untersuchungsgebiets konnten keine Bruthabitate festgestellt werden. 

Planungsrelevante Vogelarten haben ihre Revierzentren im weiteren Umfeld des 

Plangebiets und werden von dem Vorhaben nicht betroffen.  

 

Im Vorhaben befinden sich offene Flächen welche als Bruthabitat für Bodenbrüter 

und als Nahrungshabitat bzw. Jagdhabitat für Greifvögel dient. Es sind keine Gehölze 

betroffen. Es ist eine Brutvogelkartierung mit besonderem Augenmerk auf 

Bodenbrüter (Feldlerche) durchgeführt worden.  

Durch die Umsetzung des Vorhabens gehen für die Vögel keine essenziellen 

Nahrungsräume verloren, da im weiteren Umfeld ausreichend Nahrungsplätze 

vorhanden sind. Es ist davon auszugehen, dass sich durch die Baumaßnahmen der 

Erhaltungszustand der lokalen Populationen nicht signifikant verschlechtert.  

Ein Revierzentrum einer Feldlerche liegt in 160 m zum Vorhabengebiet. Aufgrund der 

Entfernung ist jedoch nicht mit einer bau-, betriebs-, und anlagebedingten 

Beeinträchtigung zu rechnen. Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 - 3 

BNatSchG werden mit entsprechenden Vorkehrungen (Zeitpunkt der 

Baufeldräumung) nicht eintreten.  

 

Pflanzen und Biotope:  

Die landwirtschaftlichen Flächen würden überbaut, in den angrenzenden Wald würde 

nicht eingegriffen.  

 

 Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich 

Vermeidungsmaßnahmen: 

V 1 Zeitliche Einschränkung für Baufeldräumung 

Zur Umsetzung des Planungsvorhabens sind die notwendigen 

Baufeldräumungsarbeiten außerhalb der Vegetationsperiode vom 1. Oktober bis 

28./29. Februar durchzuführen.  

 

Minimierungsmaßnahmen: 

M 1 Naturnahe, extensive Gestaltung sonstiger öffentlicher und privater Grünflächen 

durch Festsetzungen und Hinweise im B-Plan (Pflanzlisten, Verbot Schottergärten, 

Dachbegrünung, Hinweise auf Nisthilfen) 

-> Ersatz der wegfallenden Nahrungshabitate im Grünland und Acker durch 

Schaffung von Lebensräumen.  
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 Ergebnis 

Unter der Einhaltung sämtlicher Vermeidungs-, Minderungsmaßnahmen und 

Schaffung der Ausgleichs-Maßnahmen werden keine Verbotstatbestände gem. § 

44 BNatSchG ausgelöst. Der Eingriff wir vollständig ausgeglichen.  

Unter der Voraussetzung, dass alle oben aufgeführten Maßnahmen umgesetzt 

werden, gelten die Auswirkungen des Eingriffs auf das Schutzgut " Tiere und 

Pflanzen, biologische Vielfalt " als nicht erheblich.  

 

 Schutzgut Boden 

Laut BNatSchG sind Böden so zu schützen, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt 

erfüllen können. Gemäß BBodSchG sind die Funktionen des Bodens nachhaltig zu 

sichern und wiederherzustellen. Schädliche Bodenveränderungen sind abzuwehren. 

Gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden ist Vorsorge zu treffen. Bei 

Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen dessen natürlichen 

Funktionen, sowie dessen Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so 

weit wie möglich vermieden werden. Boden und Altlasten, sowie hierdurch 

verursachte Gewässerverunreinigungen, sind zu sanieren. § 1a Abs. 2 BauGB gibt 

vor, dass mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen ist.  

 

 Bestand, Bewertung und Vorbelastungen 

Im Plangebiet finden sich laut Bodenkarte des LGRB Baden-Württemberg (1:50.000) 

Podsolige Braunerde aus sandsteinreichen Fließerden (b16). Die im Untergrund 

anstehenden sehr harten Sandsteinbänke der Plattensandstein-Formation können 

Violetthorizonte (fossile Bodenbildungen) enthalten, die in der Regel nur eine geringe 

Festigkeit aufweisen. Es ist auf einen einheitlich tragfähigen Gründungshorizont zu 

achten, daher werden Baugrunduntersuchungen empfohlen. Die Plangebietsfläche 

ist unversiegelt, mit landwirtschaftlicher Nutzung.  

In der Flurbilanz 2022 wird die Fläche der Wertstufe II also der „Vorbehaltsflur I“ 

zugeordnet (Abbildung 4). Hierbei handelt es sich um landbauwürdige Flächen, die 

der landwirtschaftlichen Nutzung vorzubehalten sind und um die beste 

Flächenkategorie innerhalb des Schwarzwald-Baar-Kreises. Jedoch gehört im 

Schwarzwald-Baar-Kreis etwa die Hälfte, in der Stadt Villingen-Schwenningen etwa 

dreiviertel und in der Gemarkung Herzogenweiler 100% der landwirtschaftlich 

genutzten Flächen zu der Wertstufe II.  

Da die Bodenfunktionsbewertung nach digitaler Bodenschätzung für den Bereich 

noch nicht vorliegen, stammen die folgenden Werte von den Bodenschätzungsdaten 

auf Basis von ALK und ALB: 

Die Gesamtbewertung der Bodenfunktionen der beplanten Flächen ist mit 1,83 in 

Abbildung 5 dargestellt, die Bewertungen der vier Funktionen (Ausgleich im 

Wasserkreislauf, Standort für naturnahe Vegetation, Natürliche Bodenfruchtbarkeit 

und Filter und Puffer) aus denen die Gesamtbewertung ermittelt wird, ist in den 

Abbildung 6 bis 9 dargestellt.  
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Abbildung 4: Flurbilanz 2022 

 

 
Abbildung 5: Gesamtbewertung der Bodenfunktionen 
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Abbildung 6: Bewertung der Funktion Ausgleichskörper im 

Wasserkreislauf 

 

  



Bebauungsplan "Die oberen Äcker" – Entwurf Umweltbericht 17 

 
Abbildung 7: Bewertung der Funktion Standort für Naturnahe 

Vegetation 

 

 
Abbildung 8: Bewertung der Funktion Natürliche Bodenfruchtbarkeit 
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Abbildung 9: Bewertung der Funktion Filter und Puffer für 

Schadstoffe 

 

 

Die Bodenfunktion im Bestand spielt eine wichtige ökologische Rolle. Für die 

Landwirtschaft und als Filter und Puffer (Abbildung 9) für Schadstoffe spielen die 

Flächen mit einem Wert von 2 "mittel" eine eher untergeordnete Rolle, dazu weisen 

sie kein Potenzial als Sonderstandort für naturnahe Vegetation (Abbildung 7) auf. Die 

Flächen zeigen eine mittlere (Kategorie 2) Funktion als Ausgleichsfläche im 

Wasserkreislauf (Abbildung 6). Für das Flurstück gibt es bei der Natürlichen 

Bodenfruchtbarkeit (Abbildung 8) einen mittleren Wert (Kategorie 2). Vorbelastungen 

des Bodens bestehen durch die landwirtschaftliche Nutzung durch ausbringen von 

Dünger und Pestiziden. Im Bereich des Plangebietes sind uns zurzeit keine 

Altstandorte oder Altablagerungen bekannt. Sofern sich bei Erkundungs- oder 

Baumaßnahmen optische oder geruchliche Auffälligkeiten des Bodens ergeben, sind 

diese dem Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz unverzüglich anzuzeigen.  

 

 Auswirkungen durch das Vorhaben 

Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen sind durch die Neuversiegelung von 

Grünland- und Ackerflächen durch das geplante Wohngebiet gegeben. Damit gehen 

der Verlust und die Verminderung der Bodenfunktionen einher. Beeinträchtigungen 

ergeben sich auch durch Aufschüttungen bzw. Abgrabungen, die im Zuge der 

Baumaßnahmen zu erwarten sind. Bauzeitlich bedingte Beeinträchtigungen des 

Bodens durch Befahrung und Verdichtung angrenzender Flächen werden als nicht 

erheblich eingestuft.  

In der Summe ist der Eingriff als erhebliche Beeinträchtigung zu bewerten.  

 

 Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich 

Planintern werden folgende Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung des 

Eingriffs ergriffen: 



Bebauungsplan "Die oberen Äcker" – Entwurf Umweltbericht 19 

- Extensive Bewirtschaftung der Grünflächen.  

- Wege, Stellplätze und Zufahrten auf den Baugrundstücken sind in 

versickerungsfähiger Bauweise herzustellen (z.B. Rasenpflaster, Schotterrasen).  

 

Vermeidungsmaßnahmen während des Baubetriebs: 

- Freihalten späterer Ausgleichsflächen und öffentliche Grünflächen vom Baubetrieb. 

Die am Plangebiet angrenzenden Wiesengrundstücke dürfen nicht als Lagerplatz für 

Erdaushub genutzt werden. Die zukünftigen Ausgleichsflächen sind mit einem 

Bauzaun vom Baubetrieb zu trennen.  

- Verwendung des Oberbodens vorrangig im Plangebiet sowie Auflockerung des 

verdichteten Untergrundes vor Auftrag von Bodenmaterial.  

- Das bei den Bautätigkeiten anfallende Bodenmaterial ist getrennt nach humosem 

Oberboden und kulturfähigem Unterboden auszubauen und soweit als möglich an 

geeigneten Stellen innerhalb des Plangebietes wiederzuverwerten (z. B. zum 

Massenausgleich) oder einer sinnvollen Verwertung zuzuführen. Bei der Verwertung 

von Bodenmaterial ist die DIN 19731 zu beachten.  

- Die Zwischenlagerung von humosem Oberboden und kultivierbarem Unterboden ist 

möglichst zu vermeiden. Wenn eine Zwischenlagerung unvermeidbar ist, hat diese in 

max. 2 m hohen Mieten zu erfolgen, die durch Profilierung und Glättung vor Nässe zu 

schützen sind. Bei längeren Lagerungszeiten sind die Mieten mit geeigneten 

Pflanzenarten zu begrünen.  

- Bodenverdichtungen und -belastungen sind zu minimieren, damit ein ausreichender 

Wurzelraum für geplante Begrünungen und eine flächige Versickerung von 

Oberflächenwasser gewährleistet ist. Erdarbeiten sollten daher grundsätzlich nur auf 

gut abgetrocknetem und bröseligem Boden und bei niederschlagsfreier Witterung 

erfolgen.  

- Baustraßen sollen möglichst dort geplant werden, wo später befestigte Flächen sind. 

Durch Befahrung mit Baufahrzeugen hervorgerufene Bodenverdichtungen sind bei 

abgetrocknetem Bodenzustand wieder aufzulockern.  

- Bodenmaterial, welches von außerhalb in das Plangebiet antransportiert und 

eingebaut wird, ist vor dem Auf- und Einbringen analytisch untersuchen zu lassen. 

Selbiges gilt für mineralische Abfälle zur Verwertung (z. B. Recycling-Bauschutt), 

sofern diese nicht einer externen Qualitätsüberwachung unterliegen. Ein 

entsprechender Nachweis (Herkunft, Deklarationsanalytik einer repräsentativen 

Mischprobe) ist zu führen und unaufgefordert an das Landratsamt - Amt für Umwelt, 

Wasser- und Bodenschutz - zu übermitteln.  

- Beim Einbringen von nicht zum Plangebiet gehörendem Bodenmaterial in die 

durchwurzelbare Bodenschicht sind die Vorsorgewerte der Bundes Bodenschutz- 

und Altlastenverordnung (BBodSchV) in der gültigen Fassung einzuhalten.  

- Beim Einbringen von nicht zum Plangebiet gehörendem Bodenmaterial, das nicht 

zum Erstellen einer durchwurzelbaren Bodenschicht dient, sind die Vorgaben der 

Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen 

in technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung – ErsatzbaustoffV) vom 

09.07.2021 bzw. die zu diesem Zeitpunkt gültigen, gesetzlichen Regelungen zu 

beachten.  

- Unabhängig davon ist im Rahmen der üblichen Bauüberwachung vom Beginn der 

Anlieferung bis zum Abschluss des Einbaus des nicht zum Plangebiet gehörenden 

Bodenmaterials eine sensorische Prüfung durchzuführen. Auffälligkeiten sind zu 

dokumentieren und dem Landratsamt - Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz - 

mitzuteilen.  

- Selbstständige Bodenauffüllungen und -abgrabungen im Außenbereich sind ab einer 

Fläche von mehr als 500 m² bau- und naturschutzrechtlich genehmigungspflichtig. 
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Hierbei sind die Ausmaße des Gesamtvorhabens ausschlaggebend. Eine 

Genehmigung ist unabhängig von der Fläche erforderlich, wenn die Auffüllfläche in 

einem Schutzgebiet liegt.  

 

Weitere aus dem BauGB resultierende Vorgaben zum Bodenschutz werden im 

Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens geregelt. Diese Regelungen sind bei 

jedem baulichen Eingriff in den Boden zu beachten.  

 

 Ergebnis 

Bei Umsetzung der Planung entstehen neben temporären, weitgehend erhebliche 

Beeinträchtigungen auf das Schutzgut "Boden" da die Funktionsverluste erheblich 

sind (Versiegelung/Teilversiegelung). Bau- und betriebsbedingte Beeinträchtigungen 

können unter Beachtung der Hinweise zum Bodenschutz und Umsetzung der 

Minimierungsmaßnahmen weitgehend vermieden werden.  

Die Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich in der Vorhabenfläche ergibt bezüglich 

des Schutzguts "Boden" ein rechnerisches Defizit in Höhe von – 7,81 WP (siehe 

10.5). Durch die externen Ausgleichsmaßnahmen erfolgt ein schutzgutübergreifender 

Ausgleich.  

 

 Schutzgut Wasser 

Gemäß § 5 Abs. 1 WHG sind nachteilige Veränderungen der Gewässereigenschaften 

zu vermeiden und die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts ist zu erhalten. Eine 

Vergrößerung und Beschleunigung des Wasserabflusses sind zu vermeiden. Gem. 

§ 5 Abs. 2 WHG ist jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein kann, im 

Rahmen des ihr möglichen und zumutbaren verpflichtet, geeignete 

Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur 

Schadensminderung zu treffen […].  

 

 Bestand, Bewertungen und Vorbelastungen 

Das Plangebiet zählt zur hydrogeologischen Einheit der Plattensandstein-Formation, 

ein Kluftgrundwasserleiter mäßiger Durchlässigkeit und hoher bis mittlerer 

Ergiebigkeit. Hydraulisch sind die Sandsteine im unteren Teil der Plattensandstein-

Formation dem Kluftgrundwasserleiter des Unteren und Mittleren Buntsandstein 

zuzurechnen. Im Schwarzwald Grundwassergeringleiter. (LGRB Baden-Württemberg) 

Aus den Kartengrundlagen der LUBW ist zu entnehmen, dass das Plangebiet weder 

als Überschwemmungsgebiet, noch als Überflutungsfläche dargestellt wird.  

Die Vorhabenfläche liegt im Einzugsgebiet des südlich von Herzogenweiler 

verlaufenden Hochbrandbächle. Das Plangebiet liegt in der Schutzzone IIIB des 

fachtechnisch abgegrenzten Wasserschutzgebiets „WSG TB 

Birkenwiesen/Kapfwald“. 

 

 Auswirkungen durch das Vorhaben 

Während der Baumaßnahmen besteht die Gefahr von stofflichen Einträgen aus dem 

Baugebiet.  

Durch die Überbauung der Wiese werden noch offene Flächen versiegelt, die sonst 

als Versickerungsfläche für Niederschlagswasser eine wichtige Retentionsfunktion 

erfüllen. Dies hat eine Erhöhung des oberflächigen Wasserabflusses zu Folge. In dem 

Fall eines Starkregenereignisses hat dies Folgen auf das Verhalten des 

Niederschlagswassers.  
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Die Verdichtung und Versiegelung der Grünlandflächen hat eine Verringerung der 

Grundwasserneubildung im Plangebiet und in dessen unmittelbaren Umfeld zur 

Folge.  

 

 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 

Zur Verringerung der Auswirkungen von Hochwasser- bzw. Starkregenereignissen 

wird es zwingende Voraussetzung sein, eine möglichst hohe Retentionskapazität des 

Baugebietes zu schaffen. Hierzu gelten folgende Empfehlungen: 

- Gestaltung aller Hof- und Parkflächen in versickerungsfähiger Bauweise. D.h. Park-, 

Stellplatz- und Hofflächen sowie Zufahrts- und Gartenwege etc., bei denen eine 

Verunreinigung durch Lagerung/ Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, 

Fahrzeugreinigung/ -wartung o.ä. nicht zu erwarten ist, sind mit wasserdurchlässigen 

Belägen (z. B. Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster, breitfugiges (>2cm) Pflaster, 

Schotterrasen, Schotter- oder Kiesbeläge etc.), ggf. zusätzlich mit bewachsenen 

Versickerungsmulden, herzustellen. Für die Flächenbeläge gilt ein Abflussbeiwert von 

0,5 oder weniger. Die Grundstückseigentümer sind darüber zu informieren, dass 

Autowäsche und Umgang mit wassergefährdenden Stoffen auf Flächen mit 

wasserdurchlässigen Belägen verboten sind.  

- DIBt.-zugelassene Flächenbeläge (siehe DIBt (2024): Verzeichnis der allgemein 

bauaufsichtlichen Zulassungen, Zulassungsbereich: Bauprodukte und Bauarten zur 

Behandlung und Versickerung mineralölhaltiger Niederschlagsabflüsse, 

https://www.dibt.de/fileadmin/verzeichnisse/NAT_n/SVA_84.pdf).  

- Dachflächen der Hauptanlagen sind bei Ausführung als Flachdach bis 10° Neigung 

auf der gesamten Dachfläche extensiv zu begrünen (Substratstärke mindestens 

15 cm, Abflussbeiwerte (z.B. cm<0,3)). Die gleiche Festsetzung gilt für die 

Dachflächen von Garagen und Carports, sofern sie nicht als Terrassen genutzt 

werden.  

- Garagen sollen zur Minimierung der Flächenversiegelung so nah wie möglich an die 

öffentlichen Verkehrswege und möglichst nur im baulichen Zusammenhang mit dem 

Hauptgebäude geplant werden.  

- Niederschlagswasser von nicht beschichteten oder nicht in ähnlicher Weise 

behandelten metallischen Dächern aus Kupfer, Zink oder Blei darf ohne 

wasserrechtliche Erlaubnis nicht dezentral versickert oder in ein Gewässer eingeleitet 

werden.  

- Niederschlagswasser ist dezentral zu bewirtschaften, sofern dies schadlos möglich 

ist. Eine Ausnahme vom Grundsatz der dezentralen 

Niederschlagswasserbewirtschaftung ist nur gegeben, wenn weder eine 

Versickerung noch eine ortsnahe Einleitung in ein oberirdisches Gewässer mit 

vertretbarem Aufwand und schadlos möglich ist. Die Ausnahme ist zu begründen 

und dem Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz mitzuteilen.  

Eine dezentrale Bewirtschaftung kann entweder durch eine Versickerung über eine 

mindestens 30 cm starke belebte Bodenzone, Versickerung über technische Anlage 

(Vorbehandlung und Rigolen) die direkte ortsnahe Gewässereinleitung (ggf. gepuffert) 

oder eine Kombilösung erfolgen. Zur dezentralen Regenwasserversickerung und 

Nutzung werden Retentionszisternen empfohlen, die über ein zwangsentleertes 

Teilvolumen verfügen (Schwimmerdrossel).  
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- Ist eine dezentrale Bewirtschaftung nicht möglich, so sollen die im Bebauungsplan 

vorgesehenen Flächen grundsätzlich im Trennsystem entwässert werden.  

- Drän- oder Quellwasser darf nicht an die vorhandene Schmutz-/ 

Mischwasserkanalisation angeschlossen werden. Auf Hausdrainagen ist 

grundsätzlich zu verzichten. Bauteile unterhalb des höchsten Grundwasserstandes 

sind wasserdicht und auftriebssicher auszuführen (z. B. „weiße Wanne", 

auskragende Kellerbodenplatte etc.). Zur Herstellung der Abdichtung von Baukörpern 

/ Bauteilen o. ä. dürfen keine Stoffe verwendet werden, bei denen eine 

Schadstoffbelastung des Grundwassers zu besorgen ist.  

- Das Einbringen von Erdwärmesonden in Zone IIIB des Wasserschutzgebietes „WSG 

TB Birkenwiesen/Kapfwald“ ist nicht genehmigungsfähig. Der Einbau von 

Erdwärmekollektoren bedarf einer Einzelfallprüfung und ist beim Amt für Umwelt, 

Wasser- und Bodenschutz zu beantragen. 

 

 Ergebnis 

Unter der Voraussetzung, dass alle oben aufgeführten Maßnahmen umgesetzt 

werden, gelten die Auswirkungen des Eingriffs auf das Schutzgut "Wasser" als nicht 

erheblich.  

 

Von den oben dargestellten Vorgaben können keine Befreiungen erteilt werden, da 

sonst die Auswirkungen des Eingriffs auf das Schutzgut "Wasser" nicht ausgeglichen 

werden können.  

 

 Schutzgut Klima / Luft / Emissionen 

Die Veränderung von Flächennutzungen wie die Versiegelung von Böden, kann sich 

sowohl auf das Klima der zu untersuchenden Fläche selbst als auch auf das der 

angrenzenden Flächen zumindest kleinräumig auswirken. Laut § 3 Abs. (1) KSG sind 

die Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Jahr 1990 bis zum Jahr 2030 um 

mindestens 65 % bzw. bis zum Jahr 2040 um mindestens 88 % zu mindern. Das 

KSG BW sieht vor, mithilfe der kommunalen Wärmeplanung (§7 d) die 

Wärmeversorgung aller Gebäude bis zum Jahr 2040 klimaneutral umzugestalten.  

Durch das Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den 

Städten und Gemeinden vom 22.07.2011 (Klimaschutzklausel) fand das Thema 

Eingang in die Bauleitplanung. Die in § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB genannten Grundsätze 

der Bauleitplanung wurden um den Aspekt des Klimaschutzes ergänzt. Im Ergebnis 

ist der Umgang mit dem Klimaschutz im Rahmen des Umweltberichtes darzustellen. 

Im Folgenden wird auf die Betrachtung der klimatisch wirksamen CO2-Emissionen 

bedingt durch die Aufsiedlung des Plangebiets abgestellt. Laut BauGB soll den 

Erfordernissen des Klimaschutzes durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 

entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel 

dienen, Rechnung getragen werden.  

 

Laut BNatSchG sind Luft und Klima auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege zu schützen. Dies gilt insbesondere für Flächen mit günstiger 

lufthygienischer oder klimatischer Wirkung wie Frisch- und 

Kaltluftentstehungsgebiete, Luftaustauschbahnen oder Freiräume im besiedelten 

Bereich. Dem Aufbau einer nachhaltigen Energieversorgung, insbesondere der 

Nutzung erneuerbarer Energien, kommt eine besondere Bedeutung zu.  
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Gemäß BImSchG sind schädliche Umwelteinwirkungen auf Luft, Wasser und Boden 

zu vermeiden und zu vermindern. Gegen Gefahren, erhebliche Nachteile und 

erhebliche Belästigungen ist zu schützen und Vorsorge zu treffen.  

 

 Bestand, Bewertungen und Vorbelastungen 

Klima Die Freiflächen haben einen positiven Einfluss auf das Lokalklima und die 

allgemeine Luftzirkulation in VS-Herzogenweiler.  

Luft Aktuell wird das Gebiet landwirtschaftlich genutzt. Im Gebiet besteht daher eine 

gewisse Vorbelastung. Die Luftbelastung durch Dünger, Staub und evtl. Pestizide 

entstehen bei der guten fachlichen Praxis der Bewirtschaftung. Der 

Ergebnisbericht zu Geruchsimmissionen des Büros iMA Richter & Röckle vom 

04.09.2023 wird angegeben, dass "Die Ergebnisse zeigen, dass der für 

Wohngebiete geltende Immissionswert von 10 % im größten Teil des 

Plangebiets unterschritten wird. Lediglich im Westen des Plangebiets werden 

Geruchsimmissionen von mehr als 10 % berechnet.  

Ggf. können zur Beurteilung Zwischenwerte bis zu 15 % angesetzt werden, da 

das Plangebiet an einen Bereich mit Tierhaltungen angrenzt. Allerdings wird auch 

in diesem Fall der Immissionswert in einem kleineren Teil des 

Bebauungsplangebiets überschritten.  

Zu beachten ist auch, dass an den vorhandenen Wohnhäusern direkt neben den 

landwirtschaftlichen Betrieben teilweise höhere Geruchsimmissionen als im 

Plangebiet berechnet werden. Welcher Immissionswert anzusetzen ist, sollte mit 

dem Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis abgestimmt werden."  

Lärm Die TA Lärm dient dem Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor 

schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche sowie der Vorsorge gegen 

schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche. Gemäß § 1 Abs. b bzw. bb 

der TA Lärm sind deren Vorschriften auch für nicht genehmigungsbedürftige 

Anlagen insbesondere bei der Prüfung der Einhaltung des § 22 BImSchG im 

Rahmen der Prüfung von Anträgen in Baugenehmigungsverfahren zu beachten.  

Im Plangebiet sind keine Maßnahmen zum Schutz vor Lärm erforderlich.  

Der Betrieb von Windkraftanlagen (WKA) ist bereits heute durch bestehende 

Wohnnutzungen in der Nachbarschaft schalltechnisch beschränkt und der 

Anlagenbetrieb muss auf die bestehenden Wohnnutzungen Rücksicht nehmen. 

Die Planung schränkt den bestehenden Betrieb von WKA nicht ein und im 

Plangebiet sind keine Schallschutzmaßnahmen gegenüber bestehenden WKA 

erforderlich.  

Licht Im Hinblick auf die Beeinträchtigung durch Lichtverschmutzung besteht durch die 

angrenzende Bebauung eine Vorbelastung der Fläche. Das BImSchG stuft 

Lichtverschmutzungen als schädliche Umwelteinwirkungen ein, wenn sie durch 

Art, Ausmaß oder Dauer Gefahren, erhebliche Nachteile oder Belästigungen für 

die Allgemeinheit bedeuten. Es wird auf § 21 NatSchG verwiesen.  

 

 Auswirkungen durch das Vorhaben 

Aufgrund der Vielfältigkeit des Schutzgutes "Klima / Luft / Emissionen" und der zu 

differenzierenden Auswirkungen des Eingriffs auf das Schutzgut werden diese 

tabellarisch aufgeführt:  
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 Baubedingte Auswirkungen Betriebsbedingte Auswirkungen 

Klima Während der Bauarbeiten ist mit einer 

erhöhten Emission von CO2 durch den 

Baumaschinenverkehr zu rechnen. 

Auch die Lieferung und Verwendung 

von Baumaterialen erhöht die CO2-

Emissionen.  

Durch die Heizung der Wohngebäude in 

den Wintermonaten entstehen 

zusätzliche Treibhausgasemissionen; es 

sei denn es wird eine verbrennungsfreie 

Wärmeversorgung genutzt.  

Luft Durch das Vorhaben werden 

baubedingte Beeinträchtigungen der 

Luftqualität durch Staubemissionen 

ausgelöst, sowie durch die 

Feinstaubemissionen aus dem 

Baumaschinenverkehr.  

Durch die Heizung von Wohngebäuden 

und den Betrieb von sogenannten 

Komfortheizungen und sonstigen 

Heizungen, die auf Holzverfeuerung 

beruhen, ist insbesondere in den 

Wintermonaten mit einer erhöhten 

Belastung mit Ultrafeinstaub und 

krebserregenden polyzyklischen 

aromatischen Kohlenwasserstoffen im 

Plangebiet selbst und in den 

benachbarten Wohngebieten zu 

rechnen (Quelle: UMWELTBUNDESAMT 

2021).  

Lärm Während der Bauarbeiten ist mit einer 

erhöhten Belastung durch Lärm zu 

rechnen.  

Durch den täglichen Betrieb und die 

Versorgung der Wohneinheiten ist mit 

einer leicht erhöhten Lärmbelastung des 

Gebietes zu rechnen.  

Licht Es wird davon ausgegangen, dass 

nachts kein Baustellenbetrieb 

stattfinden wird.  

Durch die nächtliche Beleuchtung der 

geplanten Straße und der Außenanlagen 

ist mit einer zusätzlichen Belastung des 

Gebietes durch Lichtverschmutzung zu 

rechnen.  

 

 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 

Klima Grünordnungsfestsetzungen: Baumpflanzungen, Strauchpflanzungen und 

Dachbegrünung zur Einhaltung der Auflagen; asphaltierte Flächen sind auf die 

Verkehrsflächen zu beschränken. Die Anlage von wasserundurchlässigen und 

unbegrünten Schottergärten ist nach §21a Landesnaturschutzgesetz und auch 

aus Gründen des Klimaschutzes nicht gestattet. Für die Nebenanlagen sind 

ausschließlich wasserdurchlässige Bodenbeläge erlaubt.  

Energie: Zur Reduzierung des Heizbedarfs der Wohngebäude sind ausschließlich 

Bauvorhaben mit hohen Energie-Effizienzanforderungen (Mindestanforderungen 

KfW 40) zu genehmigen.  

Zugelassen sind ferner Energieversorgungsanlagen, die keine 

Treibhausgasemissionen verursachen. Das Heizen mit Holz ist nur unter sehr 

eingeschränkten Bedingungen klimaverträglich (siehe BMUV 2021). Der Einsatz 

von sogenannten "Komfort-Öfen", die nicht ausschließlich der 

Wohnraumbeheizung dienen, sind aus Gründen des Klimaschutzes daher nicht 

erlaubt.  
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Luft Beim Einsatz von Kleinfeuerungsanlagen: Es sind ausschließlich emissionsarme 

und effiziente Feuerstätten gestattet, die einer regelmäßigen Wartung und 

Überwachung unterliegen. Es dürfen ausschließlich geeignete, trockene 

Brennstoffe aus nachhaltiger Forstwirtschaft eingesetzt werden. Die gesetzlichen 

Schadstoffgrenzwerte sind einzuhalten.  

Lärm Keine Maßnahmen notwendig 

Licht Für die Außenbeleuchtung sind nur insekten- und fledermausfreundliche 

Leuchtmittel mit einer Hauptintensität des Spektralbereiches über 500 nm bzw. 

maximalem UV-Licht-Anteil von 0,02 % zulässig (geeignete marktgängige 

Leuchtmittel sind zurzeit Natriumdampflampen und LED-Leuchten ohne 

Blauanteile mit einem geeigneten insektenfreundlichen Farbton, z.B. Warmweiß, 

Gelblich, Orange, Amber, Farbtemperatur CCT von 3000 K oder weniger Kelvin) 

(Die Spezifikationen des Lichtes sind an den aktuellen Stand der Wissenschaft zur 

Naturverträglichkeit von Lichtquellen anzupassen.)  

Wirksames Mittel ist nach aktuellem Wissensstand zum einen eine nach unten 

gerichtete Beleuchtung, die nur den erforderlichen Bereich ausleuchtet und nicht 

z.B. am Rand des Weges befindliche Bäume bzw. deren Kronen. Zum anderen 

sollten die Leuchten oberhalb abgeschirmt sein, damit sie nach oben hin sowie 

horizontal kein Licht abstrahlen. Der Waldrand darf nicht beleuchtet werden und 

muss dunkel bleiben.  

Die Beleuchtung ist möglichst sparsam zu wählen und Dunkelräume sind zu 

erhalten. Dazu sind Lampen möglichst niedrig aufzustellen. Es sind geschlossene 

Lampenkörper mit Abblendungen nach oben und zur Seite zu verwenden, so 

dass das Licht nur direkt nach unten strahlt. Blendwirkungen in angrenzende 

Gehölzbestände sind zu vermeiden. Die Beleuchtungsdauer ist auf das 

notwendige Maß zu begrenzen und sollte mit Bewegungsmeldern, 

Zeitschaltuhren oder Smarthome-Technologien gesteuert werden. Verzicht auf 

Beleuchtung größerer Pflanzen oder Gewässer.  

Die Beleuchtung von Fassaden baulicher Anlagen ist im Sommerhalbjahr (01.04. 

bis 30.09.) grundsätzlich verboten. Im Winterhalbjahr (01.10. bis 31.03.) gilt 

dieses Verbot in der Zeit von 22 bis 06 Uhr (§ 21 Abs. 2 NatSchG).  

Das Fassadenbeleuchtungsverbot gilt unabhängig der Besitzverhältnisse für 

sämtliche Gebäude. Dadurch wird verhindert, dass wichtige Flugrouten gestört 

oder das Einfliegen in eventuell vorhandene Quartiere verhindert wird. Es wird 

auf § 21 NatSchG verwiesen.  

 

 Schutzgut Landschaft 

 Bestand, Bewertungen und Vorbelastungen 

Gemäß BNatSchG ist die Landschaft in ihrer Vielfalt, Eigenart und Schönheit auch 

wegen ihrer Bedeutung als Erlebnis- und Erholungsraum des Menschen zu sichern.  

Naturlandschaften und historisch gewachsenen Kulturlandschaften, auch mit ihren 

Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, sind zu bewahren und vor Verunstaltung, 

Zersiedelung und sonstigen Beeinträchtigungen zu schützen.  

 

Das Plangebiet ist Größtenteils als eine Fettwiese charakterisiert, die von einem 

Streifen Ruderalvegetation umgeben ist.  

Die Umliegende Landschaft ist von Wald, Grünland und Ackerflächen geprägt. Die 

angrenzende Siedlungsfläche ist sichtbar.  
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 Auswirkungen durch das Vorhaben 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes entstehen lokal durch die Überbauung von 

Freiflächen.  

 

 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 

Da Wald, Wiesen und die lockere Bebauung ortsbildprägend sind, wird eine 

Durchgrünung des Baugebietes hilfreich sein, um die Auswirkungen des 

Bauvorhabens auf das Schutzgut Landschaft zu minimieren.  

Planintern werden folgende Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum 

Ausgleich des Eingriffs getroffen: 

 

PFG4 Erhalt von Grünfläche 

Dauerhafter Erhalt eines insektenreichen Nahrungshabitats, da Nahrungshabitate 

durch Überbauung verloren gehen.  

 

Minimierungsmaßnahmen: 

M 1 Naturnahe, extensive Gestaltung sonstiger öffentlicher und privater Grünflächen 

durch Festsetzungen und Hinweise im B-Plan (Pflanzlisten, Verbot Schottergärten, 

Dachbegrünung, Hinweise auf Nisthilfen) 

-> Ersatz der wegfallenden Nahrungshabitate im Grünland und Acker durch 

Schaffung von Lebensräumen für Insekten.  

 

 Ergebnis 

Bei Umsetzung der oben genannten Maßnahmen ist der Eingriff auf das 

Landschaftsbild als nicht erheblich gewertet.  

 

 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Unter Kultur- und sonstigen Sachgütern sind Güter zu verstehen, die Objekte von 

gesellschaftlicher Bedeutung, wie architektonisch wertvolle Bauten oder 

archäologische Fundstellen, darstellen.  

 

 Bestand und Bewertung und Vorbelastungen 

Im Plangebiet besteht kein Nachweis oder Verdacht auf das Vorhandensein von 

Kultur-, Boden- oder Baudenkmale.  

 

 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 

Sollten im Zuge der Baumaßnahmen bisher unbekannte Funde entdeckt werden, 

sind diese unverzüglich bei der zuständigen Denkmalschutzbehörde anzuzeigen.  

 

 Ergebnis 

Die Auswirkung des Vorhabens auf das Schutzgut "Kultur- und Sachgüter" ist als nicht 

erheblich zu bewerten.  

 

 Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes 

Im Rahmen der Umweltprüfung sind neben den einzelnen Schutzgütern auch die 

Wechselwirkungen zwischen diesen zu berücksichtigen. Der Begriff 

"Wechselwirkungen" umfasst die in der Umwelt ablaufenden Prozesse. Die 

Schutzgüter beeinflussen sich gegenseitig in unterschiedlichem Maße. Diese 

Wirkungsketten und -netze sind bei der Beurteilung der Folgen eines Eingriffs zu 
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betrachten, um sekundäre Effekte und Summationswirkungen erkennen und 

bewerten zu können.  

Die mit der Versiegelung einhergehende Beeinträchtigung des Schutzgutes "Boden" 

und des Schutzgutes "Fläche" wirkt sich unmittelbar durch Verringerung der 

Grundwasserneubildung auf das Schutzgut "Wasser", durch Veränderung des 

Kleinklimas auf das Schutzgut "Klima", sowie durch den Verlust von Lebensraum auf 

das Schutzgut "Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt" aus.  

Beim Umsetzen der oben genannten Maßnahmen wird der Eingriff auf ein 

unerhebliches Maß reduziert und ausgeglichen.  

 

 Störfallbetrachtung 

Eine Anfälligkeit des Vorhabens für Störfälle im Sinne § 2 Nr. 7 der Störfall-

Verordnung besteht nicht.  

 

 Kumulation (Summationswirkung) 

Das Plangebiet schließt direkt an ein bestehendes Wohngebiet an und verstärkt 

somit die bestehende Vorbelastung. Aufgrund der mittleren Bebauungsdichte (GRZ 

0,4) und der umzusetzenden planinternen und planexternen Ausgleichsmaßnahmen 

wird die zusätzliche Beeinträchtigung durch das Plangebiet auf ein geringstmögliches 

Maß gehalten.  
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 Zusammenfassung der Umweltauswirkungen 

Die Umweltauswirkungen werden in folgender Tabelle zusammengefasst.  

Schutzgut Umweltauswirkung Erheblichkeit 

Mensch, menschliche 

Gesundheit, Bevölkerung 

Verlust von Naherholungsräumen - 

Tiere und Pflanzen, 

biologische Vielfalt 

Verlust von Lebensräumen und Nahrungshabitat  

Boden Verlust oder Verminderung der Bodenfunktionen 

durch Versiegelung und Überbauung 

Beeinträchtigung des Natürlichkeitsgrades des 

Bodens, sowie Schädigung der Bodenstruktur 

durch Aufschüttung bzw. Abgrabung und 

Befahrung 

 

Fläche Verlust von Freiflächen 

Verlust von landwirtschaftlichen Flächen 

 

Wasser Gefahr von stofflichen Einträgen während der 

Baumaßnahmen 

Verringerung der Grundwasserneubildung durch 

Flächenversiegelung und Verdichtung 

Erhöhung des oberflächlichen Wasserabflusses 

durch Versiegelung 

- 

Klima / Luft Veränderung des Kleinklimas durch Bebauung und 

Versiegelung 

- 

Landschaft Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch die 

Bebauung 

- 

Kultur- und Sachgüter Beschädigung von Kultur-, Boden- oder 

Baudenkmalen 

- 

Wechsel- und 

Summationswirkungen 

Verstärkung der Vorbelastungen der 

Bestandsflächen durch zusätzliche Versiegelung: 

Lärm-, Lichtemissionen und Emissionen von 

Luftschadstoffen, sowie durch zusätzliche 

Bodenversiegelung.  

- 

 

Tabelle: Zeichen Erläuterung 

 Erhebliche Auswirkungen, die durch Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen auf ein 

unerhebliches Maß reduziert werden können.  

 Erhebliche Auswirkungen, die durch Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

schutzgutübergreifend ausgeglichen werden können.  

 Unerhebliche Auswirkungen 
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 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes und 

allgemein umweltbezogene Zielvorstellung 

Nachfolgend wird eine Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 

Realisierung des Vorhabens sowie bei einer Nichtdurchführung aufgezeigt. Im 

Anschluss werden die Ergebnisse aus den vorangegangenen Kapiteln und die daraus 

resultierenden umweltbezogenen Zielvorstellungen und Maßnahmen für diejenigen 

Schutzgüter, für die erhebliche Beeinträchtigungen zu erwarten sind, 

zusammenfassend dargestellt.  

 

 Entwicklung des Umweltzustandes bei Realisierung des Vorhabens 

Mit Rechtskraft des Bebauungsplanes sind die planungsrechtlichen Voraussetzungen 

für die Entwicklung des Wohngebietes "Die oberen Äcker" geschaffen. Damit sind die 

in den vorangegangenen Kapiteln ermittelten und beschriebenen erheblichen und 

unerheblichen Umweltauswirkungen verbunden. Ebenso sind mit Verabschiedung 

des Bebauungsplanes eine geregelte Grünordnung sowie eine Umsetzung der 

erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen für den Eingriff gewährleistet.  

 

 Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung des 

Vorhabens 

Bei einer Nichtdurchführung des Vorhabens würden die erheblichen und 

unerheblichen Umweltauswirkungen nicht stattfinden. Aktuelle Nutzungen würden 

wie bisher fortbestehen.  

 

 Allgemeine umweltbezogene Zielvorstellungen 

Die Belange des Umweltschutzes sind gemäß BauGB bei der Aufstellung von 

Bauleitplänen und in der Abwägung zu berücksichtigen. Im Besonderen sind auf der 

Grundlage der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gemäß BNatSchG und 

BauGB die Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu beurteilen und 

Aussagen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich zu treffen. Absehbare 

Beeinträchtigungen sind durch die planerische Konzeption zu vermeiden bzw. zu 

minimieren und entstehende Wertverluste durch geeignete Maßnahmen 

auszugleichen.  
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 Grünordnerische Maßnahmen / Grünordnungsplan 

Durch die Bebauung geht Lebensraum von Pflanzen und Tieren verloren. Zudem wird 

in das Landschaftsbild, den Wasserhaushalt, das Klima und den Boden eingegriffen. 

Diesen Eingriffen wird im Plangebiet durch Pflanzgebote sowie die Anlage von 

Grünflächen entgegengewirkt. Dadurch wird neuer Lebensraum geschaffen, 

außerdem dienen die Grünflächen auch dazu, anfallendes Regenwasser direkt vor Ort 

versickern zu lassen.  

Das grünordnerische Konzept sieht zum planinternen Ausgleich folgende 

Maßnahmen vor und empfiehlt diese wie nachstehend dargestellt festzusetzen.  

 

 Grünordnerische Festsetzungen 

 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Gestaltung der Stellplätze: PKW-Stellplätze sind in versickerungsfähiger Bauweise 

mit einem Abflussbeiwert von max. 0,8 herzustellen (z.B. Rasenpflaster, 

wasserdurchlässiger Schotterbelag).  

Bodenbeläge: Asphaltierte Flächen sind auf die Verkehrsflächen zu beschränken. Die 

Anlage von wasserundurchlässigen und unbegrünten Schottergärten ist nach §21a 

Landesnaturschutzgesetz und auch aus Gründen des Klimaschutzes nicht gestattet. 

Für die Nebenanlagen sind ausschließlich wasserdurchlässige Bodenbeläge erlaubt.  

 

 Pflanzgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

Saatgut und Pflanzen sind aus gebietsheimischer Herkunft zu verwenden (gemäß § 

40 BNatSchG) und werden in der Pflanzliste unter 10.1 beispielhaft genannt.  

 

Pflanzgebot 1 (PFG1 Bäume in den öffentlichen Grünflächen): Innerhalb der im Plan 

dargestellten Grünflächen sind zwei standortgerechte Laubbäume 2. Ordnung mit 

Stammumfang mind. 16-18 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bevorzugt 

werden offene Baumscheiben mit mind. 4 x 4 m und mind. 16 m³ durchwurzelbarem 

Raum. Die Artenauswahl muss sich an den Standorteigenschaften orientieren und 

die besonderen standörtlichen Bedingungen berücksichtigen. 

Die festgesetzten Standorte der Bäume sind in begründeten Fällen (Zufahrten, 

Leitungstrassen, etc.) bis zu 10,0 m verschiebbar. Bei der Festlegung der 

Baumstandorte ist darauf zu achten, dass eine Verschattung solarrelevanter 

Gebäudeteile vermieden wird. 

Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und zu schützen und bei Abgang 

oder Fällung durch Neupflanzungen einer vergleichbaren Art zu ersetzen. Geeignete 

Gehölzarten siehe Pflanzliste im Anhang.  

 

Pflanzgebot 2 (PFG2 Dachbegrünung): Dachflächen der Hauptanlagen sind bei 

Ausführung als Flachdach bis 10° Neigung auf der gesamten Dachfläche extensiv zu 

begrünen (Mindestsubstratschicht von 10 cm) und dauerhaft zu erhalten. (in 

Anlehnung an Regel-Saatgut-Mischung für Dachbegrünung mit einem höheren Anteil 

an Kräutern und Sedumarten gemäß Empfehlung der Pflanzliste). Die gleiche 

Festsetzung gilt für die Dachflächen von Garagen und Carports, sofern sie nicht als 

Terrassen genutzt werden.  

 

Pflanzgebot 3 (PFG3 Gestaltung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen): Die 

nicht überbauten Flächen innerhalb der bebauten Grundstücksflächen sind 

gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu erhalten.  
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Pro angefangene 250 m² Grundstücksfläche ist mindestens ein Baum zu pflanzen. 

Die Bäume müssen mindestens in der Qualität 3xv., StU 12-14 gepflanzt werden. 

Geeignete Gehölzarten siehe Pflanzliste.  

Für die Baumpflanzungen gilt, dass diese dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und zu 

schützen sind. Bei Abgang oder Fällung ist als Ersatz ein vergleichbarer Laubbaum 

gemäß der Pflanzliste nachzupflanzen und dauerhaft zu erhalten und zu pflegen.  

 

Pflanzgebot 4 (PFG4 Öffentlichen Grünfläche, in Verbindung mit Flächen für 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft gem.§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB):  

Die Grünfläche ist mit Laubbäumen Sträuchern und standortgerechten Einsaaten 

anzulegen und dauerhaft zu erhalten. (Empfehlung Pflanzlisten) 

 

Zeitpunkt der Begrünungen 

Die Anpflanzungen müssen spätestens in der auf die Baufertigstellung folgenden 

Pflanzperiode erfolgen.  

 

 Umweltbezogene Hinweise 

Insektenfreundliche Beleuchtung 

Es wird auf 3.7.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 

„Licht“ und § 21 NatSchG verwiesen.  

 

Tierfreundliches Bauen 

Um Artenschutz am Haus zu befördern wird auf die aktuelle Broschüre des 

gleichnamigen Projektes verwiesen https://www.artenschutz-am-

haus.de/downloads/.  

Um Vogelschlag vorzubeugen wird auf die Broschüre "Vogelfreundliches Bauen mit 

Glas und Licht" der Schweizerischen Vogelwarte Sempach verwiesen. Als pdf-Datei 

zu erhalten unter www.vogelglas.info (Schmid, H., W. Doppler, D. Heynen & M. 

Rössler 2012: Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht. 2., überarbeitete Auflage. 

Schweizerische Vogelwarte Sempach.  

 

Photovoltaikpflicht 

Es besteht die Pflicht zur Installation von Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung 

entsprechend § 23 KlimaG BW.  

 

Gehölzschutz / Schutz sonstiger Vegetation bei Erd- und Bauarbeiten 

Bei Bauarbeiten ist für ausreichenden Schutz der zu erhaltenen Vegetation Sorge zu 

tragen. Die DIN 18920 (Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und 

Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) ist zu beachten. Bodenverdichtungen und 

Ablagerungen im Bereich der Kronentraufe von Gehölzen sind zu vermeiden.  

Dies gilt sowohl für die Gehölze im Plangebiet als auch auf den 

Nachbargrundstücken.  

 

Bodenschutz 

Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass nur so viel Mutterboden abgeschoben 

wird, wie für die Erschließung des Baufeldes oder den Bau unbedingt notwendig ist. 

Unnötiges Befahren oder Zerstören von Mutterboden auf verbleibenden Freiflächen 

ist nicht zulässig.  

Bodenarbeiten sind grundsätzlich nur auf gut abgetrocknetem und bröseligem Boden 

und bei niederschlagsfreier Witterung durchzuführen.  
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Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von 

Mutterboden und Unterboden durchzuführen.  

Bei Geländeaufschüttungen, z. B. bei Bau und Errichtung der Betriebsgebäude darf 

der Mutterboden des Urgeländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor 

abzuschieben. Für die Auffüllung ist ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu 

verwenden.  

Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschen oder 

erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen werden 

können, sind der unteren Bodenschutzbehörde zu melden.  

Die Zwischenlagerung von humosem Oberboden und kultivierbarem Unterboden ist 

möglichst zu vermeiden. Wenn eine Zwischenlagerung unvermeidbar ist, hat diese in 

max. 2 m hohen Mieten zu erfolgen, die durch Profilierung und Glättung vor 

Vernässung zu schützen sind. Bei längeren Lagerungszeiten sind die Mieten mit 

geeigneten Pflanzenarten zu begrünen.  

Baustraßen sind möglichst dort zu planen, wo später befestigte Flächen sind. Durch 

Befahrung mit Baufahrzeugen hervorgerufene Bodenverdichtungen sind bei 

abgetrocknetem Bodenzustand wieder aufzulockern.  

Bodenmaterial, welches von außerhalb in das Plangebiet antransportiert und 

eingebaut wird, ist vor dem Auf- und Einbringen analytisch untersuchen zu lassen. 

Selbiges gilt für mineralische Abfälle zur Verwertung (z.B. Recycling-Bauschutt), 

sofern diese nicht einer externen Qualitätsüberwachung unterliegen. Ein 

entsprechender Nachweis (Herkunft, Deklarationsanalytik einer repräsentativen 

Mischprobe) ist zu führen und unaufgefordert an das Landratsamt zu übermitteln. 

Untersuchungen für Bodenmaterial, welches aus dem Plangebiet stammt, sind nicht 

erforderlich.  

 

Nach § 2 Abs. 3 LBodSchAG sind bei Vorhaben mit Eingriffen in unversiegelte, nicht 

baulich veränderte oder unbebaute Flächen ab 0,5 ha ein Bodenschutzkonzept zu 

erstellen. Die Erstellung nach DIN 19639 wird empfohlen.  

 

Wenn mehr als 500 m³ Aushub in den einzelnen Baumaßnahmen anfällt, ist ein 

Erdmassenausgleich verpflichtend zu prüfen und im Rahmen des 

Abfallverwertungskonzepts dem Amt für Abfallwirtschaft zuzusenden. Wenn ein 

Erdmassenausgleich nicht möglich ist, ist auch dies beim Amt für Abfallwirtschaft 

schriftlich zu begründen.  

 

Denkmalschutz/ Bodenfunde 

Aus dem Plangebiet sind bisher keine archäologischen Fundstellen bekannt. 

Besonders bei Baumaßnahmen in bisher nicht überbauten Bereichen, können jedoch 

unbekannte Fundstellen zutage treten. Archäologische Funde sind nicht generell 

auszuschließen.  

Deshalb ist der Beginn von Erschließungsarbeiten sowie allen weiteren Erd- und 

Aushubarbeiten frühzeitig dem Regierungspräsidium-Stuttgart, Ref. 8 – 

Denkmalpflege, Fachgebiet Archäologische Denkmalpflege, Postfach 200152, 73712 

Esslingen am Neckar, schriftlich mitzuteilen.  

Gemäß § 20 Denkmalschutzgesetz sind auftretende Bodenfunde (Scherben, 

Knochen, Mauerreste, Metallgegenstände, Gräber, auffällige Bodenverfärbungen u.ä.) 

umgehend zu melden und bis zur sachgerechten Dokumentation und Ausgrabung im 

Boden zu belassen. Auch ist das Amt heranzuziehen, wenn Bildstöcke, Wegkreuze, 

alte Grenzsteine oder ähnliches von den Baumaßnahmen betroffen sein sollten. Mit 

Unterbrechungen der Bauarbeiten ist ggf. zu rechnen und Zeit zur Fundbergung 

einzuräumen.   



Bebauungsplan "Die oberen Äcker" – Entwurf Umweltbericht 33 

 Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung 

 Ermittlung des Ausgleichsbedarfs 

 Bewertung des Eingriffs anhand des Bestandes im Geltungsbereich des 

Bebauungsplans 

Im Rahmen einer Bilanzierung wird die bei Realisierung des Bebauungsplans 

eintretende Veränderung gegenüber der aktuellen Situation anhand der 

Umweltbelange Pflanzen und Tiere (Arten) rechnerisch ermittelt. Die dargestellte 

Bewertung der Biotoptypen über die Zuordnung zu Werteinheiten und eine 

Verrechnung von Werteinheiten und Flächengröße zu Werteinheiten erfolgt nach 

dem für den Schwarzwald-Baar-Kreis entwickelte, angepasste und angewandte 

Verfahren ('SCHWARZWALD-BAAR-MODELLS' - BRONNER ET AL., 2006; Überarbeitung 

21.03.2013 und 13.12.2017 durch Faktorgruen), sowie in Anlehnung der von der 

Landesanstalt für Umweltschutz veröffentlichten 'Empfehlungen für die Bewertung 

von Eingriffen in Natur und Landschaft in der Bauleitplanung' (Küpfer, 2005 / Breunig, 

2005).  

Das Ergebnis stellt die real eintretende Beeinträchtigung des Naturhaushaltes, sowie 

den daraus resultierenden theoretischen Ausgleichsbedarf dar. Die Biotoptypen als 

Bezugsgröße wurden stellvertretend gewählt, da sie sich zum einen leicht flächig 

quantifizieren lassen und zum anderen auch direkten Einfluss auf andere 

Umweltbelange besitzen (bspw. Versiegelung/Überbauung von Flächen → Wasser, 

Klima/Luft, Landschaft).  

Die Flächenwertermittlung für das Plangebiet basiert auf der geplanten GRZ und den 

auf Grundlage des Bebauungsplan-Entwurfes ermittelten Werten. Dabei wird der 

Charakter der Grundflächen berücksichtigt und differenziert bewertet. Die 

Flächenaufteilung gemäß geplanter Nutzungen erfolgt in zusammengefassten 

Einheiten, wobei gegebenenfalls verschiedene Biotoptypen entsprechend ihres 

Anteils einer Fläche zugeordnet werden.  

Der Bestand des Plangebietes (biotischer und abiotischer Teil) wird mit 48,4 WP, die 

Planung einschließlich der internen Ausgleichsflächen mit 22 WP bewertet.  

 
Tabelle 2: Übersicht der kalkulierten Wertpunkte nach Schwarzwald-Baar-Modell (entsprechend 10.5) 

 Biotischer Teil Abiotischer Teil Summe 

Bestand 37,6 10,8 48,4 

Planung 19,1 2,9 22,0 

Defizit -18,5 -7,8 -26,3 

 

Das entstandene Defizit von -26,3 WP ist durch externe Ausgleichsmaßnahmen zu 

kompensieren.  

 

 Vermeidung, Minimierung und Ausgleich von Eingriffen 

 V1 Zeitliche Einschränkung für Baufeldräumung 

Zur Umsetzung des Planungsvorhabens sind die notwendigen 

Baufeldräumungsarbeiten außerhalb der Vegetationsperiode vom 1. Oktober bis 

28./29. Februar durchzuführen.  

 

 V2 Ausschlussfrist zur Gehölzbeseitigung 

Bäume, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze dürfen gemäß § 39 

Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG nicht in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September 

abgeschnitten, auf den Stock gesetzt, oder beseitigt werden.  
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 V3 Tabuflächen 

Freihalten späterer Ausgleichsflächen und öffentliche Grünflächen vom Baubetrieb. 

Die am Plangebiet angrenzenden Wiesengrundstücke dürfen nicht als Lagerplatz für 

Erdaushub genutzt werden. Die zukünftigen Ausgleichsflächen sind mit einem 

Bauzaun vom Baubetrieb zu trennen.  

 

 V4 Einsatz von Kleinfeuerungsanlagen 

Es sind ausschließlich emissionsarme und effiziente Feuerstätten gestattet, die einer 

regelmäßigen Wartung und Überwachung unterliegen. Es dürfen ausschließlich 

geeignete, trockene Brennstoffe aus nachhaltiger Forstwirtschaft eingesetzt werden. 

Die gesetzlichen Schadstoffgrenzwerte sind einzuhalten.  

 

 V5 insektenfreundliche Beleuchtung 

Siehe 3.7.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich „Licht“.  

 

 M1 Gestaltung von Grünflächen 

Naturnahe, extensive Gestaltung sonstiger öffentlicher und privater Grünflächen 

durch Festsetzungen und Hinweise im B-Plan (Pflanzlisten, Verbot Schottergärten, 

Dachbegrünung) 

 

 M2 Gestaltung von Dachflächen 

Dachflächen der Hauptanlagen sind bei Ausführung als Flachdach bis 10° Neigung 

auf der gesamten Dachfläche extensiv zu begrünen (Substratstärke mindestens 

10 cm). Die gleiche Festsetzung gilt für die Dachflächen von Garagen und Carports, 

sofern sie nicht als Terrassen genutzt werden.  

 

 M3 Garagen 

Garagen sollen zur Minimierung der Flächenversiegelung so nah wie möglich an die 

öffentlichen Verkehrswege und möglichst nur im baulichen Zusammenhang mit dem 

Hauptgebäude geplant werden.  

 

 M4 Wassermanagement 

Niederschlagswasser von nicht beschichteten oder nicht in ähnlicher Weise 

behandelten metallischen Dächern aus Kupfer, Zink oder Blei darf ohne 

wasserrechtliche Erlaubnis nicht dezentral versickert oder in ein Gewässer eingeleitet 

werden.  

Drän- oder Quellwasser darf nicht an die vorhandene Schmutz-/ 

Mischwasserkanalisation angeschlossen werden. Auf Hausdrainagen ist 

grundsätzlich zu verzichten. Bauteile unterhalb des höchsten Grundwasserstandes 

sind wasserdicht und auftriebssicher auszuführen (z. B. „weiße Wanne", 

auskragende Kellerbodenplatte etc.). Zur Herstellung der Abdichtung von Baukörpern 

/ Bauteilen o. ä. dürfen keine Stoffe verwendet werden, bei denen eine 

Schadstoffbelastung des Grundwassers zu besorgen ist.  

 

 Kompensation außerhalb des Geltungsbereiches (baurechtlicher Ausgleich) 

Da nicht alle Eingriffe innerhalb des Plangebietes ausgeglichen werden können, wird 

auf Flächen außerhalb des Bebauungsplanes zurückgegriffen.  

Die Bewertung der Ausgleichsmaßnahme erfolgt entsprechend den methodischen 

Vorgaben aus dem Bewertungsmodell des Schwarzwald-Baar-Kreises sowie in 

Anlehnung der von der Landesanstalt für Umweltschutz veröffentlichten 
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Empfehlungen, in der gleichen Weise wie die Eingriffsbewertung. Im Rahmen der 

Bilanzierung der Ausgleichsmaßnahmen wird die potenzielle Aufwertung einer Fläche 

der Bestandsituation gegenübergestellt.  

 

- Ökokontofläche Nr. 0038:  

Die Fläche wird zu einer Feuchtwiese / Heuwiese extensiviert. Durch die Maßnahme 

werden 18,3 Wertpunkte erzeugt. (eine detaillierte Beschreibung der Ökokonto-

Maßnahme befindet sich im Anhang unter 10.2) 

 

- Ökokontofläche Nr. 0042: 

Die Fläche wird zu einer Heuwiese extensiviert. Durch die Maßnahme werden 3,0 

Wertpunkte erzeugt. (eine detaillierte Beschreibung der Ökokonto-Maßnahme 

befindet sich im Anhang unter 10.3) 

 

- Ökokontofläche Nr. 0073: 

Die Fläche wird zu einem extensiven Acker. Durch die Maßnahme werden 5,0 

Wertpunkte erzeugt. (eine detaillierte Beschreibung der Ökokonto-Maßnahme 

befindet sich im Anhang unter10.4) 

 

 

Die externen Ausgleichsmaßnahmen: 

Defizit -26,3 WP 

Ökokontofläche 0038 +18,3 WP 

Ökokontofläche 0042 +3,0 WP 

Ökokontofläche 0073 +5,0 WP 

Ergebnis  +/- 0,0 WP 

 

Im Ergebnis zeigt sich, dass durch die aufgeführten internen und externen 

Ausgleichsmaßnahmen der Eingriff ausgeglichen werden kann.  

 

 Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen 

 Allgemeine Grundlagen 

Grundsätzlich können (und sollen) die Kosten für die Ausgleichsmaßnahmen den 

Eingriffsverursachern zugeordnet werden. Dabei ist immer zu unterscheiden 

zwischen den Eingriffen, die durch die Erschließungsstraßen verursacht werden und 

den Eingriffen, die auf den einzelnen Baugrundstücken zu erwarten sind.  

Der Teil der Eingriffe, der durch die Erschließungsstraßen verursacht wird, wird über 

die Erschließungsbeiträge abgerechnet. Der Teil der Eingriffe, der auf den 

Baugrundstücken stattfindet, kann über die Kostenerstattungssatzung der Stadt 

Villingen-Schwenningen abgerechnet werden oder erfolgt über eine "Ablösung" der 

Ausgleichsmaßnahmen.  

Auf dieser Basis können die Kosten der Ausgleichsmaßnahmen anteilig den 

Baugrundstücken zugeordnet und von den Bauherren eingefordert werden. Die 

Ausgleichsmaßnahmen, die auf den Baugrundstücken festgesetzt werden 

(Pflanzgebote, wasserdurchlässige Beläge etc.), werden von den jeweiligen 

Bauherren selbst durchgeführt und getragen, und werden nicht über die 

Kostenerstattungssatzung abgerechnet.  

 

 Ausgleichsmaßnahmen für die Eingriffe durch die Erschließung 

Entsprechend einer überschlägigen Eingriffsermittlung werden für den Bau der 

Erschließungsstraße, Fußgängerbereich, Grünfläche und Trafoflächen, Eingriffe im 
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Umfang von 1.665 m² geltend gemacht. Bei 9.381 m² sind dies 17,7 % des 

Gesamteingriffs. Bei einem Gesamtdefizit von – 26,3 WP (inklusive planinternen 

Ausgleichsmaßnahmen) ergibt sich daraus ein Ausgleichsbedarf von 4,65 

Wertpunkten.  

Die durch die Erschließung hervorgerufenen Eingriffe werden durch folgende 

Maßnahmen ausgeglichen: 

93%  der Ökokontofläche 0073   4,65 WP 

Der Eingriff durch die öffentlichen Verkehrsflächen kann durch die genannte 

Maßnahme ausgeglichen werden.  

 

 Ausgleichsmaßnahmen für die Eingriffe auf den Baugrundstücken 

Entsprechend einer überschlägigen Eingriffsermittlung werden für die Eingriffe auf 

den Baugrundstücken im Umfang von 7.716 m² geltend gemacht (bei einer GRZ von 

0,4). Bei 9.381 m² sind dies 82,3 % des Gesamteingriffs. Bei einem Gesamtdefizit 

von – 26,3 WP (berechnet ohne die planinternen Ausgleichsmaßnahmen) ergibt sich 

daraus ein Ausgleichsbedarf von 21,65 Wertpunkten.  

Die durch die Baugrundstücke hervorgerufenen Eingriffe werden durch folgende 

Maßnahmen ausgeglichen: 

100%   der Ökokontofläche 0038   18,3 WP 

100%  der Ökokontofläche 0042   3,0 WP 

7%   der Ökokontofläche 0073   0,35 WP 

Der Eingriff durch die Baugrundstücke kann durch die genannten Maßnahmen 

ausgeglichen werden.  
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 Zusätzliche Angaben 

 

 Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben 

Es sind keine Schwierigkeiten aufgetreten.  

 

 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung 

Aufgrund der Betroffenheit der Umweltbelange wird eine Umweltbaubegleitung der 

Erschließungsmaßnahmen durch das auszuführende Fachamt empfohlen.  

Die Ökokontomaßnahmen 0038, 0042 und 0073 befindet sich als Guthabenfläche 

des baurechtlichen Ökokontos bereits in der Umsetzung. Eine darüber hinaus 

gehende Umweltüberwachung ist nicht erforderlich.  
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 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Die Stadt Villingen-Schwenningen beabsichtigt, eine Fläche südlich von 

Herzogenweiler für Wohnbauzwecke zu entwickeln. Zur Realisierung der 

Wohnbauflächen ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich. Der 

Änderungsbereich befindet sich am südlichen Ortsrand von Herzogenweiler im 

Gewann "Die oberen Äcker". Die geplante Flächenausweisung hat einen 

Flächenumgriff von 0,94 ha.  

 

Das Plangebiet besteht aus landwirtschaftlichen Flächen.  

 

Die Planung hat unerhebliche Auswirkungen auf die umweltrelevanten Schutzgüter 

"Luft / Klima", "Landschaft", "Wasser". Die Schutzgüter "Boden", "Tiere und Pflanzen" 

und "Fläche" werden durch die Versiegelung beeinträchtigt, hierfür sind 

entsprechende Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen.  

 

Die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung wurde nach dem SBK-Modell durchgeführt. 

Nach Bewertung der drei Teile (Biotoptypen, Boden, Bonus-Teil) verbleibt ein Defizit 

von 26,3 Punkten.  

Durch die planexternen Ausgleichsmaßnahmen wird der verursachte Eingriff 

vollständig kompensiert. Es verbleibt weder ein Defizit noch ein Überschuss an 

Punkten.  

 

Zur Vermeidung und Verringerung der Auswirkungen des Bauvorhabens auf die 

Schutzgüter sind unter anderem zeitliche Einschränkungen der Baufeldräumung und 

Gehölzbeseitigung, Naturnahe, extensive Gestaltung von Grünflächen und 

Dachflächen, sowie Vorgaben zu Wassermanagement vorgesehen. Darüber hinaus 

sind Planextern die Ökokonto-Maßnahme Nr. 0038 ,0042 und 0073 für den Ausgleich 

vorgesehen.  

 

Unter der Voraussetzung, dass die oben genannten Maßnahmen umgesetzt werden, 

sind die Auswirkungen auf die oben genannten Schutzgüter nicht erheblich.  

 

Die Ökokontomaßnahmen 0038, 0042 und 0073 befindet sich als Guthabenfläche 

des baurechtlichen Ökokontos bereits in der Umsetzung. Eine darüber hinaus 

gehende Umweltüberwachung ist nicht erforderlich.  
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 Anlagen 

 

 Pflanzliste 

Pflanzenliste 1 standortgerechte Laubbäume 

botanischer Name deutscher Name 

Acer platanoides in Sorten Spitzahorn 

Acer pseudoplatanus Bergahorn 

Acer campestre  Feldahorn 

Alnus glutinosa  Schwarz-Erle 

Betula pendula  Hänge-Birke 

Populus tremula  Zitterpappel 

Prunus avium  Vogelkirsche 

Alnus incana  Grau-Erle 

Prunus padus ssp. padus  Gewöhnliche Traubenkirsche 

Sorbus aria  Mehlbeere 

 

Pflanzenliste 2 standortgerechte Obstbäume 

botanischer Name deutscher Name 

Malus sylvestris  Holzapfel 

Pyrus pyraster  Wildbirne 

Prunus avium  Vogel-Kirsche 

Malus domestica  Kulturapfel 

Prunus domestica  Kultur-Pflaume 

Prunus domestica subsp. domestica Echte Zwetschge 

Pyrus communis Kultur-Birne 

 

Pflanzenliste 3 Heimische standortgerechte Sträucher 

botanischer Name deutscher Name 

Cornus sanguinea Roter Hartriegel 

Corylus avellana Gewöhnliche Hasel 

Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 

Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn 

Euonymus europaeus Pfaffenhütchen 

Ligustrum vulgare Gewöhnlicher Liguster 

Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche 

Prunus spinosa  Schwarzdorn/ Schlehe 

Rhamnus cathartica Kreuzdorn 

Rosa canina Echte Hunds-Rose 

Rosa rubiginosa Wein-Rose 

Sambucus nigra Schwarzer Holunder 

Sambucus racemosa Trauben-Holunder 

Viburnum lantana Wolliger Schneeball 
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Pflanzliste 4 Dachbegrünung - Regel-Saatgut-Mischung 

Die Auswahl der Regel-Saatgut-Mischung erfolgte unter Berücksichtigung der 

Angaben aus RSM 2012, der Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung 

Landschaftsbau e.V. (FLL) 

Es wird empfohlen, die Gräserarten Festuca und Poa insgesamt um 10% zu 

reduzieren und durch die Leguminosenarten Lotus corniculatus, Hippocrepis comosa 

oder Anthyllis vulneraria zu ersetzen.  

Art 
Mischungsanteil in Gewichts-% 

Regelwert Spielraum 

Agrostis capillaris 2,0 - 

Anthoxanthum odoratum 5,0 2-8 

Festuca trachyphylla oder Festuca 

ovina 

20,0 15-25 

Festuca rubra commutata 10,0 5-15 

Festuca rubra trichophylla 10,0 5-15 

Poa compressa 3,0 - 

Poa pratensis 15,0 10-20 

Achillea millefolium 1,5  

Allium schoenoprasum 2,0  

Anthemis tinctoria 3,0  

Campanula rotundifolia 2,0  

Dianthus carthusianorum 6,0  

Dianthus deltoides 6,0  

Hieracium pilosella 1,0  

Leucanthemum vulgare 2,0  

Ptrorhagia saxifraga 2,0  

Prunella grandiflora 3,0  

Prunella vulgaris 3,0  

Thymus pulegioides 1,5  

Thymus serpyllum 2,0  

 

Pflanzenliste 5 Saatgutmischungen 

 

- Rieger-Hofmann Nr. 01 Blumenwiese oder vergleichbar 

- Rieger-Hofmann Nr. 03 Böschungen, Straßenbegleitgrün (100% Blumen) oder 

vergleichbar 

- Rieger-Hofmann Nr. 06 Feuchtwiese oder vergleichbar 

- Rieger-Hofmann Nr. 07 Ufersaum 

- Rieger-Hofmann Nr. 08 Schmetterlings- und Wildbienensaum oder vergleichbar 

- Rieger-Hofmann Nr. 10 Wärmeliebender Saum oder vergleichbar 

- Rieger-Hofmann Nr. 13 Blumen-Kräuter-Klimarasen oder vergleichbar 

- Rieger-Hofmann Nr. 15 Pflaster- und Schotterrasen oder vergleichbar 

- Rieger-Hofmann Nr. 18 Dachbegrünung mit mind. 50 % Blumen oder vergleichbar 
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 Maßnahmenblatt Ökokonto-Fläche 0038 

 

 

  

Lfd.Nr.: 0038 Weiherwiesen Zuständigkeit: SPL-UNP Stand: 10/2025 

Gemarkung 

Tannheim 

Flurstücksnr. 

2232, 2233  

Flurstücksgröße 

8.318 m², 10.736 m²,  

Eigentümer / Pächter 

Stadt VS /  

Bestand 

Grünland 

Maßnahme 

Grünlandextensivierung 

Maßnahmenfläche 

12.600 m² 

Priorität 

- 

Lagebeschreibung / Nutzung 

Die Flächen befinden sich ca. 1,5 km südöstlich von Tannheim im Gewann Weiherwiesen und liegen 

innerhalb des Vogelschutzgebietes Baar. Im Süden der Flächen befinden sich das Naturschutzgebiet 

Weiherbachtal sowie das FFH-Gebiet Baar. Auf den Flurstücken liegen entlang des Weiherbachs 

Nassbrachen (0,64 ha), die nach §33 NatSchG geschützt sind. Auf der restlichen Fläche (1,26 ha) 

findet Grünlandnutzung statt. Das Flurstück 2233 wird bezüglich der Bodenfunktion 'Sonderstandort 

für natürliche Vegetation' mit 'hoch' bewertet.  

Die Biotopkartierung aus dem Jahr 2000 weist verglichen mit der aktuellen Kartierung (2013) 

größere Flächen des Flst. 2233 als Nasswiese aus.  

Maßnahmenbeschreibung 

"Biberfläche": durch Aufstauung des Gewässers wurde die Fläche stark vernässt. Eine 

Extensivierung der Flächen durch belassen der Vernässung und Pflegeanpassung ist angedacht.  

Änderung des Pachtvertrages in 2025.  

  

Maßnahme Bestand Planung Wert 

 Flächenkategorie 

(nach SBK-Modell) 

WP Flächenkategorie 

(nach SBK-Modell) 

WP 

Extensivierung Flst. 

2233 (0,82 ha) 

Mähweide, Fettwiese: 

40 WP/ha 

32,8 Feuchtwiese 60 WP/ha  

(-10%): 54 WP/ha 

44,28 + 11,48 

Extensivierung Flst. 

2232 (0,44 ha) 

Mähweide, Fettwiese: 

40 WP/ha 

17,6 Heuwiese, extensiv 50 

WP/ha (-10%): 45 WP/ha 

19,8 + 2,2 

Schutzgut Boden: 

Extensivierung Flst. 

2233 (0,82 ha) 

  Nutzungsextensivierung 

6,25 WP/ha (-10%): 

5,625 WP/ha 

4,61 + 4,61 

Gesamt + 18,3 

Flächenstatus 

Guthabenfläche 

Zuordnung Bebauungsplan 

Die oberen Äcker, Herzogenweiler, Datum 

Abstimmung UNB 

Geyer, 09.01.2026 
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 Maßnahmenblatt Ökokonto-Fläche 0042 

 

 

  

Lfd.Nr.: 0042 Weiherle West Zuständigkeit: SPL-UNP 

(L) 

Stand: 08/2

020 

Gemarkung 

Obereschach 

Flurstücksnr. 

627 

Flurstücksgröße 

80.279 m² 

Eigentümer / Pächter 

Stadt VS / Bußhart 

Bestand 

Grünland 

Maßnahme 

Grünlandextensivierung 

Maßnahmenfläche 

1.500 m² 

Priorität 

hoch 

Lagebeschreibung / Nutzung 

Die Fläche befindet sich ca. 500 m nördlich von Obereschach im Gewann Altweg und liegt innerhalb 

des Vogelschutzgebietes 'Baar'. Westlich der Maßnahmenfläche grenzt ein Tümpel mit 

umgebendem Gehölzgürtel an, der nach §33 NatSchG geschützt ist. Auf der Fläche findet 

Grünlandnutzung statt.  

Maßnahmenbeschreibung 

Auf einer Fläche von 1.500 m² wird die Grünlandnutzung extensiviert. Zweimalige Mahd, Der erste 

Schnitt sollte frühestens zur Blüte der bestandsbildenden Gräser stattfinden, grundsätzlich nicht vor 

dem 01.06., Das Mähgut muss abtransportiert werden, Mulchen ist nicht zulässig, Kein Einsatz von 

Düngemitteln, Kein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln.  

  

Maßnahme Bestand Planung Wert 

 Flächenkategorie 

(nach SBK-Modell) 

WP Flächenkategorie 

(nach SBK-Modell) 

WP 

Grünlandextensi-

vierung (0,1500 ha) 

Mähweide, Fettwiese: 

40 WP/ha 

6 Heuwiese, extensiv 

(-10%): 54 WP/ha 

8,1 + 2,1 

Gesamt + 2,1 

Maximale Aufwertung inkl. Verzinsung + 3,0 

Flächenstatus 

Guthabenfläche 

Zuordnung Bebauungsplan 

Die oberen Äcker, Herzogenweiler 

Abstimmung UNB 

Geyer, 25.02.2026 

F

l

s

t 

6

2

7 

Grünland-

extensivierun

g 
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 Maßnahmenblatt Ökokonto-Fläche 0073 

 

 

  

Lfd.Nr.: 0073 Wieselsberg 2 Zuständigkeit: SPL-UNP (L) Stand: 11/201

9 

Gemarkung 

Villingen 

Flurstücksnr. 

6971 

Flurstücksgröße 

2.542 m² 

Eigentümer / Pächter 

Stadt VS / Schwörer 

Bestand 

konventioneller Acker 

Maßnahme 

Ackerextensivierung 

Maßnahmenfläche 

2.542 m² 

Priorität 

- 

Lagebeschreibung / Nutzung 

Die Fläche liegt nordöstlich von Villingen im Gewann Vorderer Wieselsberg und befindet sich 

angrenzend an das Vogelschutzgebiet 'Baar'. Auf der Fläche findet intensive Ackernutzung statt. 

Nördlich befinden sich geschützte Heckenbiotope.  

Maßnahmenbeschreibung 

Das Flurstück wird zu einem extensiven Acker mit ökologischer Bewirtschaftung umgewandelt. 

Verzicht auf Dünger und Gülle, wechselnde Fruchtfolge. Auf der benachbarten Fläche (Flurstück 

4046, Ausgleichsmaßnahme für Salzgrube TB2-Ost) findet ebenfalls eine Ackerextensivierung statt.  

  

Maßnahme Bestand Planung Wert 

 Flächenkategorie 

(nach SBK-Modell) 

WP Flächenkategorie 

(nach SBK-Modell) 

WP 

Extensivierung 

(0,25 ha) 

Acker, konventionell 

30 WP/ha 

7,5 Acker, extensiv 

50 WP/ha 

12,5 +5 

Gesamt +5 

Maximale Aufwertung inkl. Verzinsung + 5 

Flächenstatus 

Guthabenfläche 

Zuordnung Bebauungsplan 

Die oberen Äcker, Herzogenweiler 

Abstimmung UNB 

Geyer, 25.02.2026 

Acker-

extensivierung 

Flst 6971 
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 Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung 

 
 

Eingriffs/Ausgleichsbilanz gem. § 1a BauGB, §§ 14, 15 BNatSchG und §§ 14, 15 NatSchG B.-W.

  I.  Biotischer Teil  (Schutzgut: Biotope)

Flächenkategorie Punkte

(0~>100) B e s t a n d

Ist - Zustand : Baugebiet und Ausgleichsflächen

P l a n u n g

Soll/End - Zustand : Baugebiet und Ausgleichsflächen 

-

Punkte (je 

ha)

Fläche 

(in ha)

Zu/Abschlag 

(max. 20%) *

Begründung Punkte 

gesamt

Fläche 

(in ha)

Zu/Abschlag 

(max. 20%) *

Begründung Punkte 

gesamt

1.1 Mähweide, Fettwiese

     (Silage- oder Weidenutzung) 40 0,94 37,6 0,0

1.2 Heuwiese (früh genutzt) 50 0,0 0,0

1.3 Feuchtwiese 60 0,0 0,0

1.4 Hochstaudenflur 60 0,0 0,0

1.5 Magerwiese/ -weide 70 0,0 0,0

2.1 Maisanbau 20 0,0 0,0

2.2 Konventionell 30 0,0 0,0

2.3 Ökologischer Landbau

50 0,0 0,0

2.3 Ökologischer Landbau

50 0,0 0,0

3.1 Monokultur 40 0,0 0,0

3.2 Mischwald 60 0,0 0,0

3.3 Naturnaher Wald

   (mit Naturverjüngung) 70 0,0 0,0

3.4 Wald mit bes. Funktion

   (Erholung etc.) 80 0,0 0,0

3.5 Waldschutzgebiete 90 0,0 0,0

4.1 Fließgew. naturfern °

     (Normprofil, begradigt etc.) 40 0,0 0,0

4.2 Fließgew. überformt °

     (Uferverbau, tw.begradigt etc.) 50 0,0 0,0

4.3 Fließgew. naturnah °

     (Ufer/Sohle weitg. natürlich) 70 0,0 0,0

° Beurteilungskriterien: Linienführung, Profil, Sohlreliefierung, Gehölze (Arten, Aufbau, Deckungsgrad),  Dynamik (Uferanbrüche, Auf/Anlandungen)

4.4 Stillgew. naturfern ° 40 0,0 0,0

4.5 Stillgew. überformt ° 50 0,0 0,0

4.6 Stillgew. naturnah ° 70 0,0 0,0

    ° Beurteilungskriterien: Verlandungszone (Zonierung, Vegetation), Uferlinie, Relief, Nutzung (Fischerei, Sport, Erholung)

5.1 Streuobstwiesen 80 0,0 0,0

5.2 Feldgehölz (mit Krautsaum) 70 0,0 0,0

5.3 Hecke (mit Krautsaum) 70 0,0 0,0

5.4 Baumreihe/gruppe

   (geschlossen, nicht straßenbgl.) 70 0,0 0,0

-

Punkte

(je Baum)

Anzahl

(Bäume)

Zu/Abschlag 

(max. 20%) *

Begründung Punkte 

gesamt

Anzahl

(Bäume)

Zu/Abschlag 

(max. 20%) *

Begründung Punkte 

gesamt

5.5 Einzelbaum

   (landschaftspräg. Altbäume) 5 0,0 0,0

6.1 Wertstufe 2 65 0,0 0,0

6.2 Wertstufe 3 70 0,0 0,0

6.3 Wertstufe 4 75 0,0 0,0

6.4 Wertstufe 5 80 0,0 0,0

6.5 Wertstufe 6 85 0,0 0,0

6.6 Wertstufe 7 90 0,0 0,0

6.7 Wertstufe 8 95 0,0 0,0

6.8 Wertstufe 9 100 0,0 0,0

       ° nach LUBW-Bewertungskategorien (s. Kartieranleitung Offenland-Biotopkartierung B.-W., Karlsruhe März 2016, 9. Aufl., inkl.  Ergänzungen vom Oktober 2016 und September 2017)

Projekt: Die oberen Äcker, Herzogenweiler

Stand: 08.10.2025

2. Acker

3. Wald - nicht  33 NatSchG bzw.  30a LWaldG

6.  33 NatSchG bzw.  30a LWaldG- Biotope  

5. Gehölze - nicht  33 NatSchG

4. Gewässer - nicht  33 NatSchG (mit Gehölz- und Staudensaum)

1. Grünland - nicht  33 NatSchG
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7.1 Versiegelt 0 0,0 0,16

Verkehrsfläche (Straßen) & 

Trafostationen 0,0

7.2 Wassergebunden 5 0,0 0,0

7.3 Wasserdurchlässig 10 0,0 0,0

7.4 Straßenbegleitgrün

      (mind. 30% Gehölzanteil) 30 0,0 0,0

7.5 Baumreihe

      (geschlossen, entlang Straße) 40 0,0 0,0

-

Punkte

(je Baum)

Anzahl

(Bäume)

Zu/Abschlag 

(max. 20%) *

Begründung Punkte 

gesamt

Anzahl

(Bäume)

Zu/Abschlag 

(max. 20%) *

Begründung Punkte 

gesamt

7.6 Einzelbäume 1. O 0,4 0,0 0,0

7.7 Einzelbäume 2. O 0,2 0,0 2 0,4

8.1 Rasen/Sportflächen 20 0,0 0,0

8.2 Öffentliche Grünanlage

      (intensiv gepflegt/genutzt) 25 0,0 0,01 Grünfläche 0,28.3 Öffentliche Grünanlage

      (naturnah) 45 0,0 0,0

8.4 Park

      (geprägt durch Altbäume) 70 0,0 0,0

-

Punkte

(je Baum)

Anzahl

(Bäume)

Zu/Abschlag 

(max. 20%) *

Begründung Punkte 

gesamt

Anzahl

(Bäume)

Zu/Abschlag 

(max. 20%) *

Begründung Punkte 

gesamt

8.5 Einzelbäume 1. O 0,6 0,0 0,0

8.6 Einzelbäume 2. O 0,3 0,0 0,0

-
GRZ Fläche   

(in ha)

Zu/Abschlag 

(max. 20%) *

Begründung Punkte 

gesamt

Fläche   

(in ha)

Zu/Abschlag 

(max. 20%) *

Begründung Punkte 

gesamt

8.7 Vorhand. Bebauung 

       (ohne Verkehrsflächen) 0,0 - - -

8.8 Geplante Bebauung 

       (ohne Verkehrsflächen)

       = Nettobauland 0,4 - - - - 0,77 18,5

-
- Fläche 

(in ha)

- - Punkte 

gesamt

Fläche 

(in ha)

- - Punkte 

gesamt

B i l a n z : 0,94 - - 37,6 0,94 - - 19,1

Ausgleich - Defizit - Überschuss: -18,5

                      Fußnoten: *  Besondere Ausprägung (artenreich/arm, junger/alter Bestand etc.) und  Wertminderungen/-steigerungen

     -   Zu- /Abschläge nur mit Begründung !

                      Hinweise:             1. Zeitliche Diskrepanzen zwischen Erschließung/Bebauung und Kompensation (i.d.R. 20-30 Jahre Entwicklung) sind 

    mit einem Abschlag ≥ 10% bei der Prognose-Bewertung von Ausgleichsflächen zu berücksichtigen !

2. Gehölzpflanzungen können nur dann als Kompensation (Ausgleichs/Ersatzmaßnahme) gelten, wenn sie heimisch 

    und standortgerecht sind. Für Obstbaumpflanzungen sind Hochstämme und vorrangig alte Sorten zu verwenden. 

  

3. Bestandsaufnahmen, z. T. auch Bewertungen, richten sich nach "Arten, Biotope, Landschaft - Schlüssel zum Erfassen, Bewerten und Beschreiben", 

    LUBW, Karlsruhe 2009, 4. Aufl. und nach "Kartieranleitung Offenland-Biotopkartierung B.-W.", LUBW, Karlsruhe März 2016, 9. Aufl. sowie den beiden 

    Ergänzungen hierzu vom Oktober 2016 und September 2017

7. Verkehrsflächen 

8. Siedlungsflächen

Bewertung nach der Formel : 40 x (1 - GRZ)
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 II. Abiotischer Teil  (Schutzgut: Boden)

Flächenkategorie Punkte

(0~>25) B e s t a n d

Ist - Zustand : Baugebiet und Ausgleichsflächen

P l a n u n g

Soll/End - Zustand : Baugebiet und Ausgleichsflächen 

-

Punkte (je 

ha)

Fläche 

(in ha)

Zu/Abschlag 

(in %) 

Begründung Punkte 

gesamt

Fläche 

(in ha)

Zu/Abschlag 

(in %) 

Begründung Punkte 

gesamt

1.1 Wertstufe 0 - keine Funktion

     (versiegelte Böden) 0 0,0 0,47

Vollversiegelung für Trafostation, sowie 

Wege und überbaubare Fläche 0,0

1.2 Wertstufe 1 - sehr geringe / 

geringe Funktion 6,25 0,0 0,47

Wohnbaufläche ohne überbaubare 

Fläche 2,9

1.2.1 Wertstufe 1,33 8,31 0,0 0,0

1.2.2 Wertstufe 1,66 10,38 0,0 0,0

1.2.3 Wertstufe 1,83 11,44 0,94 10,8 0,01 Grünfläche 0,1

1.3 Wertstufe 2 - mittlere Funktion 12,50 0,0 0,0

1.3.1 Wertstufe 2,33 14,5625 0,0 0,0

1.4 Wertstufe 3 - hohe Funktion 18,75 0,0 0,0

1.5 Wertstufe 4 - sehr hohe 

Funktion 25 0,0 0,0

° Beurteilungskriterien: Natürliche  Bodenfruchtbarkeit, Ausgleichskörper im Wasserkreislauf, Filter und Puffer für Schadstoffe

-
- Fläche 

(in ha)

- - Punkte 

gesamt

Fläche 

(in ha)

- - Punkte 

gesamt

B i l a n z : 0,94 - - 10,8 0,94 - - 2,9

Ausgleich - Defizit - Überschuss: -7,8

Punkte (je 

ha)

Fläche 

(in ha)

Zu/Abschlag 

(in%) 

Begründung Punkte 

gesamt

Fläche 

(in ha)

Zu/Abschlag 

(in %) 

Begründung Punkte 

gesamt

2.1 Vollentsiegelung 25 -

-

0,0

2.2 Teilentsiegelung* - -

- Verbesserung um 1 Wertstufe 6,25 - - 0,0

- Verbesserung um 2 Wertstufen 12,50 - - 0,0

- Verbesserung um 3 Wertstufen 18,75 - - 0,0

2.3 Rekultivierung** - -

- Verbesserungsgrad 1 Wertstufe                

(Mächtigkeit durchwurzelbare 

Bodenschicht 20 cm) 6,25

- -

0,0

- Verbesserungsgrad 2 Wertstufen  

(Mächtigkeit durchwurzelbare 

Bodenschicht ab 50 cm) 12,50

- -

0,0

- Verbesserungsgrad 3 Wertstufen  

(Mächtigkeit durchwurzelbare 

Bodenschicht ab 80 cm) 18,75

- -

0,0

2.4 Überdeckung baulicher 

Anlagen**
- -

- Mächtigkeit durchwurzelbare 

Bodenschicht 20 cm 6,25
- -

0,0

- Mächtigkeit durchwurzelbare 

Bodenschicht > 50 cm 12,50
- -

0,0

2.5 Oberbodenauftrag*** 6,25 - - 0,0

2.6 Tiefenlockerung 6,25 - - 0,0

2.7 Verbesserung des 

Wasseraufnahmevermögens**** 6,25
- -

0,0

2.8 Erosionsschutz***** 6,25 - - 0,0

2.9 Nutzungsextensivierung****** 6,25 - - 0,0

2.10 Wiederherstellung natürlicher 

oder naturnaher Standortver- 

hältnisse durch Wiedervernässung 

und Nutzungsextensivierung******

- -

- Wiederherstellung einer 

ursprünglich hohen Bedeutung 

(Bewertungsklasse 3) 6,25

- -

0,0

- Wiederherstellung einer 

ursprünglich sehr hohen Bedeutung 

(Bewertungsklasse 4) 12,50

- -

0,0

-
- Fläche 

(in ha)

- - Punkte 

gesamt

Fläche 

(in ha)

- - Punkte 

gesamt

B i l a n z : - - - - 0,00 - - 0,0

Boden gesamt (Ausgleich - Defizit - Überschuss): -7,8

° Beurteilungskriterien nach Merkblatt "Boden - Ein schützenswertes Gut", Schwarzwald-Baar-Kreis 07/2012

Stand: 08.10.2025

Projekt: Die oberen Äcker, Herzogenweiler

Eingriffs/Ausgleichsbilanz gem. § 1a BauGB, §§ 14, 15 BNatSchG und §§ 14,15 NatSchG B.-W.

2. Kompensationsmaßnahmen Schutzgut Boden  

1. Bewertungskategorien Böden  
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                      Fußnoten: *       Teilentsiegelung: Eine Teilentsiegelung kann anteilig nach dem Entsiegelungsgrad angerechnet werden. Max. ist eine Verbesserung um 3 Wertstufen erreichbar.

**     Rekultivierung / Überdeckung baulicher Anlagen: Je nach Mächtigkeit und Qualität der Rekultivierung können Böden der Wertstufen 1 - 3 (sehr gering/gering - 

        hoch) wiederhergestellt werden. Die Bewertungsklasse 4 (sehr hoch) kann durch technische (Wieder-)Herstellung grundsätzlich nicht erreicht werden.

***    Oberbodenauftrag: Böden mit sehr geringer / geringer bis mittlerer Leistungsfähigkeit können durch die Aufbringung von an anderer Stelle anfallendem 

        überschüssigen Oberbodenmaterial verbessert werden. I. d. R. liegt das Optimum bei ca. 20 cm der Auftragsschicht. Nicht für einen Bodenauftrag kommen 

        jedoch in Betracht:  

        a) Böden, die in der Bodenfunktion "natürliche Bodenfruchtbarkeit" in die Bewertungsklassen 3 und 4 eingestuft werden

        b) Böden, die in der Bodenfunktion "Standort für naturnahe Vegetation" in die Bewertungsklasse 4 eingestuft sind

        c) Standorte mit bestehenden Biotopen 

****   Verbesserung des Wasseraufnahmevermögens: Umwandlung von Acker in Grünland oder Wald auf verschlämmungsempfindlichen Böden oder in 

        Überschwemmungsgebieten innerhalb HQ 10.

*****  Erosionsschutz: Auf erosionsgefährdeten Ackerflächen Umwandlung von Acker in Grünland oder Wald  sowie Hangverkürzung durch Grünstreifen oder 

         Hecken.

****** Nutzungsextensivierung / Wiederherstellung natürlicher oder naturnaher Standortverhältnisse durch Wiedervernässung und Nutzungsextensivierung:

         Zulässig nur bei Böden, die in der Bodenfunktion "Standort für naturnahe Vegetation" in die Bewertungsklassen 3 und 4 eingestuft sind.

                      Hinweise:             1. Die Einstufung der Böden orientiert sich an "Bewertung von Böden nach ihrer Leistungsfähigkeit - Leitfaden für Planungen und Gestattungsverfahren",

    Bodenschutz 23, LUBW Karlsruhe 2010, 2. Neuaufl.

                              Zu beachten ist, dass in o. g. Leitfaden die Bewertungskategorie "sehr gering" nicht vorkommt. Sie wurde eingefügt, um auch Böden, die nur noch 

    äußerst geringe Restfunktionen aufweisen, z. B. Wasserrückhalte- und Puffervermögen, in von Abgrabung betroffenen Bereichen berücksichtigen

    zu können.

2. Die Kompensationsmaßnahmen sowie die Punkte je Hektar orientieren sich  an dem vom Schwarzwald-Baar-Kreis herausgegebenen Merkblatt "Boden - Ein 

    schützenswertes Gut - Berücksichtigung des Schutzguts Boden in der Bauleitplanung" vom Juli 2012. 

3. Zu- /Abschläge nur mit Begründung !

    I. d. R. sind Zu- bzw. Abschläge nur bis max. 20 % erlaubt. Bei der Bewertung der Böden in Bestand / Planung sind jedoch tw. höhere Zu- / Abschläge möglich, 

                                                                                  dies ergibt sich aus dem Verhältnis Wertstufe Boden - Punkte.
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III.   Bonus (Schutzgüter: Wasser, Boden - Bauweise, Artenschutz, Klima)

              ~> Bonuspunkte für vorbildliche, aber nicht gesetzlich vorgeschriebene Umweltstandards !    

Kategorie Bewertungsmaßstab Fläche

(in ha)

Bonus

(Punkte)

Begründung

1.3  Retentionszisternen 5 Punkte x GRZ (0,4 s.o.) x 

Nettobauland in ha 0,0

2.1 Verdichtung > 30 WE/ha

5 Punkte x Nettobauland

in ha 0,0

2.2 Verdichtung > 40 WE/ha

10 Punkte x Nettobauland

in ha 0,0

2.3 Verdichtung > 50 WE/ha

15 Punkte x Nettobauland

in ha 0,0

3. 1 Extensive Dachbegrünung*

25 Punkte x begrünte Fläche

in ha 0,0

3.2 Intensive Dachbegrünung 

(Mächtigkeit Substrat ≥ 25 cm)* 

35 Punkte x begrünte Fläche

in ha 0,0

4.1 Fassadenbegrünung u. a. 

Maßnahmen**

5 Punkte x begrünte Fläche

in ha 0,0

                                                                            

4.1 Maßnahmen zur Neuentwicklung von 

Fortpflanzungsstätten (Fauna) bzw. 

Populationen (Pflanzen)***

10 Punkte x Ausgleichsfläche                  

in ha
0,0

- - Summe: 0,0

              IV. Gesamtbilanz 

               

Ergebnis nach I: -18,5 Ergebnis nach II: -7,81

Bilanz: -26,3

Fußnoten: *    Dachbegrünung kann nur dann als Zuschläge oder Sonderpunkte berücksichtigt werden,

      wenn ihre Verwirklichung verbindlich gesichert ist. 

**   Fassadenbegrünung u.a. Maßnahmen zur ökologischen Ausgestaltung von Siedlungsgebieten

      (z. B. Trockenmauern) können nur dann als Zuschläge oder Sonderpunkte berücksichtigt 

      werden, wenn ihre Verwirklichung verbindlich gesichert ist. 

***  Arten lt. Ökokonto-Verordnung Baden-Württemberg sowie Arten des Zielartenkonzepts

       Baden-Württemberg, die unter den ZAK-Status E, LA und LB (Landesarten A und B) fallen.

Ergebnis nach III: 0

Eingriffs/Ausgleichsbilanz gem. § 1a BauGB, §§ 14, 15 BNatSchG und §§ 14, 15 NatSchG B.-W.

Projekt: Die oberen Äcker, Herzogenweiler

Stand: 08.10.2025

1. Wasserwirtschaft

2. Bauweise

4. Artenschutz

4. Fassadenbegrünung u. Ä.

3. Dachbegrünung 


